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Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 25.03.2021 über Anregungen zur
1. Anderung Bebauungsplan Nr. 25 „Wohnmobilhafen Prora“ der Gemeinde Ostseebad
Binz gemäß §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs.2 BauGB in der vorliegenden Fassung vom Dezember
2020.

Bitte Hinweise der Verwaltung beachten.

Begründung:

Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 07.11.2019 mit Beschluss-Nr. 141-04-
2019 die Aufstellung der 1. Anderung Bebauungsplan Nr. 25 „Wohnmobilhafen Prora“
der Gemeinde Ostseebad Binz gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. Die Offenlage
ist erfolgt. Die Träger öffentlicher Belange und sonstigen Behörden sind zur Abgabe
einer Stellungnahme aufgefordert worden. Gemäß §1 Abs. 7 i.V.m § 4 Abs. 1 BauGB
sind die in der Anlage — Abwägungsvorschlag — aufgeführten und fristgemäß
vorgebrachten Anregungen zu prüfen und abzuwägen.



Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinandergerecht abzuwägen. Das Ergebnis ist den Beteiligten
mitzuteilen.

Hinweise der VerwaltungS

Die Verwaltung unterstützt die Optimierung und Erweiterungswünsche der Eigentümer
zum Zwecke einer Modernisierung der Anlage. Der aktuelle Bebauungsplan ist
inzwischen 12 Jahre alt und wurde mit seinen Auflagen erfüllt. Gemäß § 35 Abs. 4 Nr. 6
BauGB in Verbindung mit der aktuellen Rechtsprechung kann im Regelfall eine
Erweiterung von maximal 25% als angemessen gesehen werden.

Die Verwaltung hat mit dieser Entwurfsfassung folgende rechtliche Bedenken:

1. Angesichts der vorliegenden Änderungen sollten die Abgrenzung der Grünflächen
sowie der diese überlagernden Festsetzungen (Flächen mit Pflanzbindung, teils
Maßnahme-Flächen) im Detail angepasst werden.
Die Verwaltung verweist insbesondere auf folgende Punkte:

• Erweiterung Stellplätze von rund 100 Plätzen auf 150 (entspricht +50%)
• Erweiterung zulässige Gebäudegrundflächen von 460 m2 auf 860 m2

(entspricht + 87%)

Aufgrund der Optimierung der Stellplätze ist auch anzunehmen, dass eine
Vergrößerung der ortsbezogenen Einrichtungen zu erwarten ist. Jedoch ist ohne
Bedarfsanalyse ein städtebauliches Erfordernis in dieser Größenordnung nicht
abzuleiten. Es ist zu bedenken, dass die mit der Umsetzung der Planung
einhergehende unerwünschte Vorbildwirkung, in gleichwertigen Gebieten mit ähnlichen
Dimensionen ausgelöst wird. Eine Bedarfsanalyse wäre allein schon aus dem Grund
notwendig, da mit ähnlichen Anträgen vom Campingplatz mit Gastronomie und
Bundeswehrsozialwerk ausgegangen werden muss. Hierbei sollten die Belastung und
die daraus resultierenden erhöhten Kapazitäten des Ortes (Auswirkungen OT Binz und
OT Prora) im Kontext betrachtet werden und nicht isoliert in einem Projekt. Die
Erforderlichkeit der Bauleitplanung wird verneint bei bloßer Bevorzugung privater
Interessen, wenn eine ausreichende Rechtfertigung durch städtebauliche Gründe fehlt.

In Anlage 2 findet sich dazu ein aktuelles Urteil im Normenkontrollverfahren, in welchem sich Parallelen
zu dem in Rede stehenden Plan ziehen lassen. In den Ausführungen unter Punkt 2 (ab Seite 18) finden
Sie die gleichwertige Grundannahmen und auch eine Wertung des Gerichts, zur Nachverdichtung ohne
städtebauliche Zielsetzung. Diese Argumentation findet sich auch auf S.2 der Abwägungsunterlage, was
vom Planer unkommentiert blieb.

2. Seit nunmehr knapp drei Jahren befindet sich ein Schwarzbau größeren Ausmaßes
auf dem Grundstück. Es handelt sich hierbei nicht um einen Fliegenden Bau (gem. § 76
Absatz 1 der LBauO M-V). Der Verdacht einer Willkürplanung oder Gefälligkeitsplanung
besteht immer dann, wenn ein Grundstück offensichtlich gegenüber anderen begünstigt
werden soll, ohne dass ein sachlicher Grund hierfür erkennbar ist. Dazu zählt unter
anderem die Genehmigung von Vorhaben, die gegen öffentliche Interessen verstoßen
(z.B. nachträgliche Legalisierung von Schwarzbauten entgegen städtebaulichen
Leitlinien, hier fehlende Bedarfsanalyse). Nach Söfker, Kommentar BauGB zu § 1,
Randnr. 34, darf die Gemeinde die Bauleitplanung nicht vorschieben, um allein private
Interessen zu verfolgen (BVerwG Urt. V. 30.12.2009—4 BN 13.09, aaC vor Rn. 1).



3. Bei Zustimmung zur Bauleitplanung ist zu erwarten, dass ein negativer
Nachahmungseffekt eintritt, das heißt, die Hemmschwelle zur Errichtung eines
Schwarzbaus wird herabgesetzt, wobei die Argumentation für eine nachträgliche
Legalisierung geschaffen wird.

4. § 1 Abs. 3 BauGB bestimmt, dass die Gemeinden Bauleitpläne (FNP, 8-Plan)
aufzustellen haben, “sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und
Ordnung erforderlich ist“. Ob dies der Fall ist, hängt nicht vom Gewicht der privaten
Interessen an dieser Planung ab, sondern vom Vorliegen öffentlicher Belange an dieser
Planung. Fehlen diese, so fehlt auch die Erforderlichkeit der Planung. Zwar darf die
Gemeinde gewichtige private Belange zum Anlass einer Planung nehmen und sich
dabei an den Vorschlägen der Grundstückseigentümer orientieren, muss aber
gleichzeitig auch die öffentlichen städtebaulichen Belange verfolgen. Ist dies nicht der
Fall, sondern werden die privaten Belange einseitig bevorzugt und fehlen städtebauliche
Rechtfertigungen für die Planung, so ist die Planung nicht erforderlich, sondern einseitig
begünstigend (vgl. z.B. bei Söfker, Kommentar BauGB zu § 1, Rn.14).

5. Es fehlen fünf festgesetzte Bäume aus Satzungsexemplar 12.12.2008, auch wenn
diese zwischenzeitig abhandengekommen sind, sollten diese zur Anpflanzung
festgesetzt werden (Siehe Anlage 3).

6. Unklar ist, warum die, ebenfalls illegale Werbeanlage in einem Schutzgebiet des NSR
(~ 9 Abs. 6 BauGB), anstelle direkt an der Zufahrtsstraße steht (siehe Anlage 3).

Die Veiwaltung empfiehlt daher, der vorliegenden Abwägung NICHT
zuzustimmen.

Finanzielle Auswirkungen

E Einnahmen Mittel stehen zur
Verfügung
Produkt :05.11.0000
Sachkonto: 56255000

~ keihe haushaltsmäßige Berührung D Mittel stehen nicht zur
Verfügung

Bemerkungen:

Frauen- und gleichstellungsrelevante Auswirkungen: EI ja ~ nein
Begründung:

Anlagen: E EI keine
Anlage 1: Abwägungsempfehlung
Anlage 2: Urteil Sellin
Anlage 3: Ubersichtsplan
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Abwägungsvorschlag
Stellungnahmen im Rahmen der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) und
§ 4(2) BauGB und § 2 BauGB zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 25 „Wohnmobilha
fen Prora“ der Gemeinde Ostseebad Binz

1) Anregungen und Bedenken der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB

1.1) Landkreis Vorpommern Rügen, Stellungnahme vom 20. 11.2020

Aus Sicht der Bauaufsicht sowie des Umweltschutzes, des Denkmalschutzes und des Tiefbaus gibt es
keine Anregungen.
1. Städtebauliche und planungsrechtliche Belange

Gemeinde Ostseebad Bina, 1. Änd. BP Nr.25 „Wchnmcbilhafen Prora‘,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4 (2) BauGB

~nregungen und Bedenken Abwägung

Die Gemeinde Ostseebad Binz plant den seit Feb
ruar 2009 rechtskräftigen Bebauungsplan u.a. in
olgenden Punkten abzuändern: Vergrößerung der
Sondergebietsflächen nach § 10 BauNVO, Ände
rung der Verkehrsflächen, Rücknahme der Flä
chen-Festsetzungen „Wald“ und Verlagerung der
Grünflächen sowie Schaffung von insgesamt drei
zusätzlichen Baufeldern für weitere Hauptgebäude
(zusammen ca. 750 m2).

Die Sachdarstellung ist ungenau und
Die im Bebauungsplan getroffene Waldflächendarstellung
stellt eine nachrichtliche Übernahme des Waldstatus
‚jem. § 2 LWaIdG M-V dar, so dass es falsch ist, von ei
ner Waldflächenfestsetzung zu sprechen. Die Größe der
Baufelder ist für die Frage der Ausweitung der zulässigen
Bebauung nicht relevant, das Maß der baulichen Nutzung
(zulässige Grundfläche) wurde um 400 qm erweitert,
ßvon entfällt der Großteil auf den Betriebshof (300 qm).

Unabhängig von bereits eingetretenen Tatbestän
den muss entsprechend den gesetzlichen Voraus
setzungen zurAnwendung des § 13 BauGB die
Grundkonzeption des Ursprungsplanes betrachtet
werden.

Die Wahl des Verfahrens wurde unter 1.1 in der Begrün
dung erläutert.

Der Ursprungsplan sah einen Wohnmobilstellplatz
mit kurzer Verweildauer (i.d.R. drei Tage) sowie
einen Parkplatz für Gäste zur Herstellung ihrer
Fahrtüchtigkeit (1 Nacht) vor. Dabei war lediglich
die Umnutzung und Erweiterung der vorhandenen
Gebäude sowie die Schaffung eines neuen Ne
bengebäudes (Technikschuppen) angedacht. Ein
bestehendes Hauptgebäude als Sanitäranlage
sowie ein Baufeld mit Büro/Kiosk/lmbiss wurde in
der Ursprungsplanung mit einer gesamt zulässi
gen Grundfläche von 460 m2 berücksichtigt: „neue
reste Gebäude sollen ( ... ) nicht errichtet werden“;

Die Grundkonzeption als Wohnmobilstellplatz mit kurzer
v‘erweildauer wird nicht in Frage gestellt. Da es sich um
einen Angebotsplan handelt, ist da in der Begründung
zum Ursprungsplan dargestellt Konzept lediglich als bei
spielhafte Darstellung einer Umsetzungsmöglichkeit zu
ierstehen. Standplatzgrößen sind kein Festsetzungsin
halt für die Bauleitplanung.
Der Betriebshof stellt im Rahmen der Einrichtung Wohn
mobilplatzeine Nebenanlage dar.

„zusätzliche Hauptqebäude werden nicht errichtet“
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(Begründung 2009, Seite 8 und 30). Weiter heißt
es in diesen Unterlagen (Seite 27 u. 30): ‚für die
notwendige Infrastruktur werden vorhandene Ge
bäude genutzt, kleinere Gebäude werden zurück-
gebaut‘ und „die nicht unmittelbar als Wohnmobil
stellplatz benötigten Freiflächen sind parkartig
anzulegen“.
In vorliegender Begründung (Seite 6) wird ausge
‘ührt: „Die Ursprungsplanung ging dabei von 100
regulären Standplätzen zuzüglich randlicher Park
plätze für den Kurzaufenthalt“ aus.
Gemäß dem in der Begründung von 2009 abge
bildeten Nutzungskonzept (85 Standplätze, Seite
9) sind die genannten 100 Standplätze als maxi
male Anzahl zu betrachten. Auch durch das in der
Begründung von 2009 aufgeführte Luftbild zum
Nutzungsumfang im Jahre 2007 sowie durch den
abgeänderten Vorentwurf aus dem Aufstellungs
‚erfahren 2007/2008 kann davon ausgegangen
werden, dass die Gemeinde mit der Aufstellung
der Bauleitplanung ursprünglich eher eine Redu
zierung bzw. Deckelung der Kapazitäten der
Standplätze erwirken wollte.
Die Ursprungsplanung sah jeweils eine Größe von
ca. 80-100 m2 pro Standplatz vor.
Der jetzige Änderungsentwurf nimmt eine deutli
che Verdichtung (ca. 60 ni2 pro Stellplatz) und
eine Steigerung der angedachten Kapazitäten auf
ca. 150 Standplätze sowie die Neuerrichtung von
weiteren Hauptgebäuden mit gleichzeitiger Erhö
hung der gesamt zulässigen Grundfläche der
Hauptanlagen auf 860 m2 vor. Innerhalb der aktu
ellen Begründung wird an mehreren Stellen eine
ljbernachtungskapazität von 400 bis 400 Perso
nen angegeben (gemeint sind bis 450?). Bei Aus
lastung der Fläche sind jedoch 600 Personen oder
mehr denkbar.

Der aktuellen Begründung sind keine Aussagen s.o.
zur Verweildauer der Gäste, einem geänderten Da die Grundkonzeption nicht in Frage gestellt wird, sind
Nutzungskonzept oder den aus der Steigerung der Niederholende Angaben hierzu im Rahmen einer verein-
Kapazitäten resultierenden Auswirkungen ge- :achten Änderung entbehrlich.
macht worden (Vorbildwirkung, Bedarfsprüfung
innerhalb der Gemeinde, etc.). Die Änderung der
‘estgesetzten Kapazitäten hat auch Einfluss auf
die ursprüngliche Verkehrsbetrachtung sowie die
Betrachtung der Ver- und Entsorgung.

Hinsichtlich derAussage unter 2.1) „Mit der Pla- Bei der sog. Randzone handelt es sich v.a. um die aus
nung soll vor allem der qualitative Ausbau der gewiesenen Grünflächen (Parkanlage), die auch weiter
~nlage abgesichert werden“ weise ich vorsorglich hin Bestandteil der Planung sind. Die Änderung von Ver
auf das Urteil des OVG HGW vom 29. Mai 2019- kehrsfläche (Parkplatz) in Sondergebiet (Standplatz) stellt
~tZ 3 K 296/15 hin. Die Ausführungen zur „Be- keine räumliche Ausweitung dar, da die Verkehrsflächen
gründung weiterer Änderungen“ (Begründung, auch bisher bereits befestigt und intensiv genutzt wurden.
Seite 10, Pkt. 2.2) sind nur vor dem Hintergrund
der weiteren Ausnutzung der Fläche im Sinne des
Betreibers nachvollziehbar, jedoch inhaltlich nicht
durch die Vorgaben des § 13 BauGB gedeckelt:
Die Ursprungsplanung sah eine Konzentration der
Nutzungen innerhalb der Plangebietsmitte nicht
nur auf Grund des Waldabstandes für angemes
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sen. Das Konzept sah vielmehr vor, die „Randzo
nen‘ als „Übergangsbereich in die angrenzenden
Naturräume“ zu entwickeln (Begründung 2009,
Seite 10). Da die planerische Grundkonzeption
axplizit keinen Wohnmobilstellplatz in dieser Grö
2enordnung vorsah, kann auch nicht pauschal
davon ausgegangen werden, dass die Grundzüge
:1er Planung gemäß § 13 BauGB nicht berührt
sind (Begründung, Seite 6).

Die textliche Festsetzung Nr. 1.2,1 des Ursprungs-
planes von 2009 regelt die dauerhaft zum Erhalt
Festgesetzten Bäume. Innerhalb der Begründung
des Ursprungsplanes (Seite 10) heißt es: „Unter
Neitestgehender Integration des Baumbestandes
(Gehölzinseln sowie Einzelbäume) wird der land
schaftliche Charakter des Geländes betont sowie
durch ergänzende Planzungen standortheimischer
Gehölze dauerhaft bewahrt. [...] Der Erhalt der
Gehölzkulisse steht hier im Vordergrund.“ [...] Die
künftige Nutzung wird unter Berücksichtigung
eines möglichst geringen Flächenverbrauchs für
Erschließungsanlagen sowie dem Erhalt eines
großzügig parkartig gestalteten Grundstücks ein
gerichtet.‘
Die vorliegende Planung sieht somit im Vergleich
dazu, neben der nicht geringfügigen Reduzierung
ion Grün- und Waldflächen, auch die Rücknahme
ion mindestens sieben zum Erhalt festgeset.zter
Einzelbäume vor. Ich weise an dieser Stelle darau
hin, dass sich die im aktuellen Entwurf neu zum
Erhalt festgesetzten Bäume in den ehemals als
~ald festgesetzten Flächen befinden und daher
keinen Ersatz zu den o.g. entfallenden Einzel-
bäumen innerhalb der Baugebiets- und Parkflä
chen darstellen können.
Die unter § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB
aufgeführten Belange sind daher mit dem hier
angestrebten Planungsziel berührt (siehe auch
meine nachfolgenden Aussagen zum Natur-
schutz).

Die Erhaltungsfestsetzungen für Einzelbäume wurden
gemäß dem Bestand überprüft und ggfl. angepasst, so
ärn Bäume nicht mehr vorhanden waren. Bei den noch
bestehenden, aber vom Erhaltungsgebot ausgenomme
nen Bäumen im Umfeld des Sanitärgebäude handelt es
sich um Fichten/Tannen mit Stammumfang von geringer
1,0 m, die nicht dem gesetzlichen Baumschutz unterlie
gen. Im Falle einer Fällung ist jedoch Ausgleich gemäß
der städtischen Baumschutzsatzung zu erbringen, so
dass auf entsprechende Festsetzungen im Bebauungs
plan verzichtet werden kann.

Gemeinde Ostseebad Binz, 1. Änd. BP Nr. 25 „Wohnrnobilhafen Prora“,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4 (2) BauGB

Bezüglich den weiteren Anwendungsvorrauset- Die Summe der Siedlungsflächen im engeren Sinne
wngen gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ergeben (Summe aus Baugebiet und Verkehrsfläche) nimmt nur
sich darüber hinaus folgende beachtliche Hinwei- ion 24.308 qm auf neu 25.829 qm um 1.521 qm zu; dies
se: ntspricht einer Zunahme von 6%, was eine Bezeichnung
Gemäß der innerhalb der Begründung (Seite 11) als geringfügig erlaubt.
aufgeführten Flächenbilanz gehen im Vergleich
zum Ursprungsplan in der Summe mehr als
175Dm2 Grün- und Waldf]ächen gegenüber den
neu festgesetzten Baugebiets- und Verkehrsflä
chen verloren.

Zusammenfassend ergeben sich aus den o.g. so.
Gründen, dass die Voraussetzungen zurAnwen- DerArgumentation wird nicht gefolgt. Grundlegende Vo
dung des vereinfachten Verfahrens (vgl. § 13 Abs. raussetzung für die Anwendung des vereinfachten Ver
1 BauGB) hier nicht gegeben sind. ‘ahrens bei Bebauungsplanänderungen ist, dass die

Grundzüge der Planung nicht berührt werden dürfen.
Grundzüge der Planung sind nur dann nicht berührt,
wenn die Änderungen des Bebauungsplans, auch wenn
sie für einzelne oder mehrere Grundstücke von erhebli
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cherAuswirkung sein mögen, die dem Ursprungsbebau
ungsplan insgesamt zugrunde liegende planerische Kon
:eption nicht verändern. Nach Urteil des Bayr. VGH vom
2. Mai 2019 -AZ 116.2071 muss angenommen werden
können, die (mit der Änderung verfolgte] Abweichung
Liege noch im Bereich dessen, was der Planer gewollt hat
Dder gewollt hätte, wenn er die weitere Entwicklung ein
schließlich des Grundes für die Abweichung gekannt
hätte.“ Ohne Frage hätte die Gemeinde, wenn Sie die
heute aktuelle Waldabgrenzung bereits zum Zeitpunkt
derAufstellung des Ursprungsplans gekannt hätte, die
etzt vorgenommenen Anpassungen berücksichtigt und
auf die Ausweisung von Verkehrsflächen - soweit mit dem
Naldabstandserfordernis vereinbar - verzichtet. Auch ein
Bereich für einen Wrtschaftshof wäre, wenn die in den
Jahren seit der Eröffnung derAnlage gewonnenen Er
kenntnisse über die Erfordernisse der Bewirtschaftung
bereits vorgelegen hätten, wohl schon bei derAufstellung
berücksichtigt worden. Die weiteren Änderungsinhalte
sind demgegenüber geringfügig und können die vorge
nannte Einschätzung nicht in Frage stellen.

Zusätzlich dazu ergehen weitere Hinweise: Hinweis ist nicht nachvollziehbar, die Festsetzung wurde
Eine räumliche Zuordnung der festgesetzten Flä- diesbezüglich nicht geändert.
chenA-D nach § 9 Abs. 1 Nr.20 BauGB ist inner
halb der vorliegenden Planzeichnung nicht mög
lich.

Eine Auseinandersetzung mit der mit der Fußgän- Sämtliche Gebäude sind als eingeschossig festgesetzt;
gerquerung als auch mit der Höhenentwicklung veitere Festsetzungen zur Gebäudehöhe werden ange
der zusätzlichen Hauptgebäude sowie eine even- sichts der Lage umgeben von Wald städtebaulich nicht
uell notwendige Festsetzung der Höhe der bauli- als erforderlich angesehen.

chen Anlagen über einen Bezugspunkt fand noch
nicht statt (1,5 Geschosse).

Die jetzt mit dem Sondergebiet und den Stellplät- Hinweis wird zur Kenntnis genommen, der Schutzstreifen
~en überlagernde Festsetzung zum Geh-Fahr und wurde nur bei selbstständiger Festsetzung in der Flä
Leitungsrecht (hier Hochspannungsleitung) wäre ~henbilanz berücksichtigt.
inhaltlich zu prüfen. Ich weise darüber hinaus da
rauf hin, dass diese Überlagerung nicht die Flä
chenbilanz und damit die Gesamtgebietsgröße
‚erfälschen darf.

Die mir übergebenen Unterlagen sind nicht maß- Die Satzungsfassung wird maßstäblich ausgefertigt wer
stäblich. Eine in diesem Fall eventuell dienliche ien.
Maßleiste findet sich leider -genauso wie eine
/ermaßung der Baufelder- vergebens.

II. Naturschutz

~nregungen und Bedenken Abwägung

In der vorgelegten Bauleitplanung wurden Fest- s.u.
setzungen zum Baumschutz, zum Artenschutz und
zur Eingriffsregelung gegenüber der rechtskräfti
gen Planfassung geändert. Die entstehenden De
izite sind zu erfassen und durch geeignete Maß
nahmen zu kompensieren.

Der zum Bestand festgesetzte Baumbestand wur- Die Erhaltungsfestsetzungen für Einzelbäume wurden
de deutlich reduziert. Zum Ersatz der Bäume und jemäß dem Bestand überprüft und ggfl. angepasst, so-
zu den damit verbundenen Artenschutzproblemen Fern Bäume nicht mehr vorhanden waren. Bei den noch
wurden keine Aussagen getroffen. Zwei Bestands- bestehenden, aber vom Erhaltungsgebot ausgenomme
bäume (an der nördlichen Plangrenze) werden nen Bäumen im Umfeld des Sanitärgebäude handelt es
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zwar weiterhin aufgeführt, durch die Ausweisung
eines Sondergebietes Wohnmobilhafen im Kro
nen- und Wurzelbereich der Bäume sind erhebli
che Schädigungen der Bäume zu erwarten, so
dass ein Erhalt der Bäume kaum möglich sein
wird.

In der rechtskräftigen Planfassung wurden fünf
reilflächen für den Artenschutz (Glattnatter) fest
gesetzt. Im Bereich der Grünflächen B und C wur
den das o.g. Sondergebiet und Baugrenzen aus
gewiesen und damit Artenschutzflächen reduziert.
Eine Erweiterung der Fläche C im östlichen Plan-
bereich kann dies nicht ausgleichen, da sich die
Erweiterungsfläche in unmittelbarer Nähe zu einer
Landesstraße befindet und daher für den Arten-
schutz kaum geeignet ist. Der Artenschutzfachbei
:rag der rechtskräftigen Planfassung ist daher
innerhalb der jetzigen Anderungsplanung zu ak
:ualisieren und weitere erforderliche Artenschutz
maßnahmen festzusetzen.

Obwohl mit der Planänderung ca. 2000 m2 zusätz
liche Flächenversiegelungen möglich werden sol
len, wurde keine geänderte Eingriffsbilanzierung
vorgelegt. Diese ist noch zu erarbeiten. Erforderli
che Kompensationsmaßnahmen sind festzusetzen
und rechtlich zu sichern.

sich um tannen mit Stammurnfang von geringer 1,0 m,
lie nicht dem gesetzlichen Baumschutz unterliegen. Im
Falle einer Fällung ist jedoch Ausgleich gemäß der städ
.ischen Baumschutzsatzung zu erbringen, so dass auf
ntsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan ver

richtet werden kann.

Die Fläche B wurde nur geringfügig von 2.656 qm auf
≥.464 qm verringert (7%). Durch die Anordnung des
Nirtschaftshofs (mit Abschirmung durch Nebengebäude /
Unterstand) wird die verbleibende Fläche jedoch besser
jegenüber den angrenzenden Nutzungen geschützt
(bisher Parkplätze für einmalige Übernachtungen) und
iie Gefahr eines Einwanderns von Tieren verringert. Der
Lebensraum der Glattnatter erstreckt sich über das Plan
~ebiet hinaus auch auf die umliegenden Landschaftsbe
reiche. Die in letzter Zeit erfolgte regelmäßige Freihal
:ung der Freileitungstrasse (sowie der Erdgashochdruck
leitung) angrenzend an die Anlage hat für die Art zusätz
lichen Lebensraum geschaffen.
Fläche C ist gemäß Artenschutzgutachten nicht als Habi
:at, sondern als Verbindungskorridor für die Schlingnatter
relevant (,‚Erhalt der Verbindungskorridore zwischen den
Fundorten und der Trasse der Hochspannungsleitung
(Belassen eines ungenutzten Streifens im Vorhabensbe
reich, möglicherweise können hierzu die Flächen des
Lärmschutzwalls (besondere Anlage zum Schutz gegen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissions
schutzgesetzes“) mit genutzt werden‘). Diese Funktion
~‘ird weiterhin erfüllt; der Lärmschutzwall wurde errichtet
und steht zur Verfügung..

~ussage ist sachlich unzutreffend. Gegenüber der Ur
sprungsplanung wurde die zulässige Gesamtversiege
lung von 19.715 qm leicht auf 19.663 qm reduziert. In der
Begründung wurde hierzu ausgeführt: „Durch die Ande
rung erhöht sich die zulässige Gebäudegrundfläche zwar
um 400 qm, die zulässige Gesamtversiegelung bleibt
edoch praktisch unverändert (d.h. tatsächlich geringfügi
je Abnahme um 52 qm). Die zusätzlichen Baufelder
liegen in Bereichen, in denen auch bisher bereits Versie
‚jelungen durch Standplätze (als SO-Gebiet) bzw. Park
plätze (als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim
mung) zulässig waren“
Eine neue Eingriffsbilanzierung ist folglich nicht erforder
lich.

III. Wasserwirtschaft

~nregungen und Bedenken Abwägung

Die vorliegenden Unterlagen enthalten in Hinblick Die Anlage ist an die zentrale Abwasserkanalisation an-
auf die planungsrechtlich neu geschaffenen Kapa- jeschlossen.
titäten keine Angaben zum Umgang mit der de
zentralen Abwasserentsorgung.

IV. Kataster und Vermessung

~nregungen und Bedenken Abwägung

Die hier vorliegende Ausfertigung der Planzeich- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
nung bedarf noch einer geringen Überarbeitung su
und ist dann zur Bestätigung der Richtigkeit des
katastermäßigen Bestandes geeignet.

Gemeinde Ostseebad Binz, 1. Änd. BP Nr. 25 „Wohnmobilhafen Prora“,
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Planzeichen verdecken Flurgrenzen, Flurstücks- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
grenzen und Grenzpunkte. Der Festsetzungsinhalt wird durch Planzeichen geregelt,
Die Benennung des Plangebietes fehlt auch inner- ßmgegenüber kommt der Darstellung von Flurgrenzen,
halb der Begründung. Flurstücksgrenzen und Grenzpunkten nur untergeordne
Die Plangrundlage ist nicht bezeichnet. Eine Quel- :e Bedeutung zu.
lenangabe für den Übersichtsplan fehlt.

\lle dargestellten Elemente des Liegenschaftska- Die Planzeichenerklärung wird der Übersichtlichkeit we
asters sollten in der Legende aufgeführt werden. ~en auf Planzeichen mit Festsetzungscharakter be

3renzt.

Ich empfehle daher folgenden Verfahrensvermerk: Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Der katastermäßige Bestand im Geltungsbereich des 8-
Planes am wird als richtig dargestellt beschei
nigt Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der
Grenzpunkte gilt der Vorbehalt dass eine Prüfung nur
qrcb erfolgte, da die rechtsverbindliche Liegenschafts
karte (ALKIS-Grunddatenbestand) im Maßstab 1:1000
vorliegt Regressansprüche können nicht abgeleitet
werden.

den ÖbVI oder Landkreis Vo,pommern-Rügen
FD Kataster und Vermessung

V. Verkehrssicherung und -lenkung
~nregungen und Bedenken Abwägung

Ich weise hinsichtlich der Errichtung einer Werbe- ~ngesichts eines Abstands von rund 30 m zur Straßen-
anlage auf den § 31 des Straßen- und Wegege- kante sind die Anbauverbote (~ 1 f StrWG M-V) nicht
setzes Mecklenburg - Vorpommern (StrWG M-V) betroffen.
hin. Dieser betrifft etwaige Anbauverbote an u.a.
Landesstraßen. Aus den Unterlagen ist nicht er
sichtlich, ob die notwendigen Abstände eingehal
en, bzw. der Baulastträger mit in die Planung
einbezogen wurde.

Neiter stelle ich fest, dass eine Buswendeschleife Die Buswendeschleife wird bereits durch den Träger des
ausgebaut werden soll. Diese ist in enger Zusam- ÖPNV genutzt. Mit der Planung werden die Flächenfest
menarbeit mit dem Träger des ÖPNV und derVer- setzungen angepasst, ein Ausbau der Fläche ist derzeit
kehrsbehörde zu planen. nicht beabsichtigt.

Jerkehrsregelnde Maßnahmen, insbesondere Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
durch Verkehrszeichen, unterliegen der Prüfung
und Genehmigung durch die Straßenverkehrsbe
hörde. Diese sind im Rahmen der Entwurfspla
nung gemeinsam abzustimmen und einzureichen.

Es ist davon auszugehen, dass auf den Parkflä- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
chen vor dem Schlagbaum, tatsächlich öffentlicher
Jerkehr stattfindet. Ein Beschilderungs- und Mar
kierungsplan ist in mindestens zweifacher Ausfüh
rung zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen.

VI. Abfallwirtschaft

~nregungen und Bedenken Abwägung

Folgende Hinweis über dieAbfallbewirtschaftung HinweiswirdzurKenntnis genommen. Die Planung (An
Jer- und Entsorgung ergeben sich: lerung) hat auf die Belange der Abfallentsorgung keine
‚Im Plangebiet wird die Entsorgung der Rest- so- \uswirkungen. Änderungen gegenüber dem status-quo
wie der Bioabfälle gemäß der Satzung über die (Bestandsanlage) ergeben sich nicht.
~bfallbewirtschaftung im Landkreis Vorpommern
Rügen in der jeweilig gültigen Fassung durch den
Landkreis Vorpommern-Rügen, Eigenbetrieb Ab
‘allwirtschaft bzw. durch von ihm beauftragte Drille
durchgeführt. Weiterhin erfolgt dieAbholung und
Gemeinde Ostseebad Binz, 1. Änd. BP Nr. 25 „Wohnmobilhafen Prora“. Seite 6 von 14
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Entsorgung von Wertstoffen, wie Pappe, Papier,
Glas und Verkaufsverpackungen, durch hierfür
beauftragte private Entsorger.“ —

Müll darf nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt s.o.
w Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass
3m Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Dies gilt
nicht, wenn ein kurzes Zurückstoßen für den La
devorgang erforderlich ist, z. B. bei Absetzkippern.
Des Weiteren ist § 16 Nr. 1 der DGUV Vorschrift
43 „Müllbeseitigung“ zu beachten.
Für den Fall, dass diese Vorgaben nicht eingehal
:en werden können, regelt der § 15 Abs. 5 der
Satzung über die Abfallbewirtschaftung des Land-
kreises Vorpommern-Rügen:
‚Wenn das Sammelfahrzeug nicht am Grundstück
iorfahren kann, müssen die Abfallbehälter sowie
sperrige Gegenstände nach § 16 Absatz 1 der
~bfallsatzung von den Uberlassungspflichtigen an
der nächsten vom Sarnmelfahizeug benutzbaren
Fahrstraße bereitgestellt werden. Der Eigenbetrieb
~bfallwirtschaft des Landkreises kann den Bereit
stellungsort derAbfallbehälter und Abfallsäcke
bzw. des Sperrmülls bestimmen.‘
Beachten Sie bitte bei der Planung, dass die Ent
sorgungsfahrzeuge keine Privatstraßen befahren
dürfen.

VII. Brand- und Katastrophenschutz

&nregungen und Bedenken Abwägung

Es sind folgende Grundsätze einzuhalten: Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
- Schaffung ausreichender Anfahrts-, Durchfahrts
bzw. Wendemöglichkeiten für Fahrzeuge der Feu
erwehr und des Rettungsdienstes;
- Ordnungsgemäße Kennzeichnung der Wege,
Straßen, Plätze bzw. Gebäude (Straßennamen,
Hausnummern usw.),
. Die Bereitstellung der erforderlichen Löschwas
serversorgung von mindestens 48 m3 /h ist in der
Neiteren Planung zu beachten

Das Löschwasser ist gemäß dem Arbeitsblatt W Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
405, Stand: Februar 2008, des DVGWfür den
Zeitraum von 2 Stunden, innerhalb eines Radius
ion 300 m bereitzustellen. Dabei ist zu berück
sichtigen, dass dieser Radius die tatsächliche
Negstrecke betrifft und keine Luftlinie durch Ge
bäude bzw. über fremde Grundstücke darstellt.

Gemäß § 2 Abs. 1 (Ziffer 4) des Gesetzes über Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
den Brandschutz und die Technischen Hilfeleitun
gen durch die Feuerwehren für Mecklenburg- Vor-
pommern vom 31. Dezember2015, in der derzeit
geltenden Fassung, ist die Gemeinde verpflichtet
die Löschwasserversorgung, als Grundschutz, in
ihrem Gebiet sicherzustellen.
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1.2) Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 02.11.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Prüfung ergab, dass die Belange meiner Ab
teilung Naturschutz, Wasser und Boden durch
die vorliegende Planung nicht berührt werden.

Ihr Planvorhaben wurde aus der Sicht der von Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
meinem Amt zu vertretenden Belange des anla
genbezogenen Immissionsschutzes geprüft. Im
Plangebiet befinden sich keine nach dem Bundes
lmmissionsschutzgesetz genehmigungsbedürfti
gen Anlagen.

In ca. 600 m Entfernung, südlich des Plangebietes Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
befindet sich die genehmigungsbedürftige Anlage
zum Brechen und Klassieren der SAW GmbH. Auf
Grund des Abstandes ist im Plangebiet von der
Einhaltung der gültigen lmmissionsrichtwerte ge
mäß TA Lärm auszugehen.

~us Sicht der von meinem Amt zu vertretenden Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Belange des Abfallrechts bestehen keine Hinwei
se.

1.3) Landesforst Mecklenburg-Vorpommern

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 27.10.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
die Anderungen betreffen vorwiegend Ergänzun
gen von zentralen Einrichtungen wie Gaststätte
und Sanitäranlagen, die sich außerhalb des neu
‘estgesetzten Waldabstandsbereiches befinden.
Das trifft auch für die neuen Standplätze im Osten
auf den bisherigen Verkehrsflächen zu.

Das Baufeld für ein Gebäude des Betriebshofes Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Umset
befindet sich im Waldabstandstreifen. Es handelt :ung berücksichtigt.
sich offenbar um eine Entsorgungsanlage. Hier
sind keine Anlagen, wie z. B. Werkstatt oder Sozi
alräume für Mitarbeiter möglich, da diese dem
iorübergehenden Aufenthalt von Menschen die
nen. Derartigen Räumlichkeiten sind ausschließ
lich innerhalb des anderen Gebäudes des Be
:riebshofes außerhalb des Waldabstandes anzu
ordnen.

Das forstbehördliche Einvernehmen zur 1. Ande- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
rung des B-Planes Nr. 25 wird erteilt. Die Stellung
nahme ergeht unbeschadet privater Rechte Dritter.

1.4) Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Rügen

4.nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 09.10.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
1. Trinkwasserversorgung und Schmutzwas
~erentsorgung
Das Plangebiet ist bereits bebaut und an die öf
entlichen Trinkwasserver- und Schmuizwasser
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entsorgungsanlagen angeschlossen. Geplante
Neubauten sind entsprechend anzuschließen.
Die technischen Anschlussbedingungen werden
nach Antragstellung gemäß § 9 Abs. 3 Wasserver
sorgungssatzung/ ZWAR und § 6 Abs. 1 Abwas
seranschlusssatzung/ ZWAR im Antragsverfahren
~stgelegt.
Die Entsorgung der Inhalte aus Chemietoiletten
~on Wohnmobilen erfolgt nicht überAnlagen des
ZWAR. Dabei handelt es sich nicht um Abwasser;
sondern um Abfall der gemäß den abfallrechtlichen
/orschriften entsorgt werden muss. Dazu sind
separate Sammelbehälter vorzusehen und deren
\bfuhr über entsprechend zugelassene Abfallent
sorgungsunternehmen zu organisieren.

2. Niederschlagswasserentsorgung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Im Bereich des Plangebietes sind keine öffentli
chen Niederschlagswasserentsorgungsanalgen
zur Grundstücksentwässerung vorhanden und ist
deren Bau gemäß langfristigem Konzept des
ZWAR auch nicht geplant.
Gemäß § 55 Abs. 2 Wasserhsushsltsgesetz soll
das Niederschlagswasser ortsnah versickert, ver
rieselt oder direkt ohne Vermischung mit
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet wer
den, soweit dem weder wasserrechtliche noch
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch
Nasserrechtliche Belange entgegenstehen. Wenn
mit entsprechendem Gutachten nachgewiesen
Nurde, dass die dafür erforderlichen örtlichen Vo
raussetzungen gegeben sind, entfällt gemäß § 40
~bs. 3 Nr.2 LWaG M-V die Pflicht zur Beseitigung
des Niederschlagswassers durch den ZWAR. Da
zu ist dann derjenige verpflichtet, bei dem das
Niederschlagswasser anfällt. Dies bedarf gemäß §
32 Abs. 4 LWaG M-V der satzungsrechtlichen Re
gelung im B- Plan.
Die Errichtung von grundstücksbezogenen Anla
gen zur Versickerung, Verrieselung oder Ableitung
ion Niederschlagswasser bedarf der Anzeige bei
der zuständigen Wasserbehörde bzw. deren Ge
nehmigung im Falle der Einleitung in ein öffentli
ches Gewässer.

3. Löschwasserversorgung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Über die öffentlichen Trinkwasserversorgungsan
lagen kann der Löschwasserbedarf gemäß
DVGW-Arbeitsblatt \V 405 nicht gedeckt werden.
Diesbezüglich sind gesonderte Maßnahmen erfor
derlich.

4. Breitbandausbau Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Seitens des ZWAR erfolgt im Bereich des Plange
bietes der Breitbandausbau. Diese Maßnahme ist
Bestandteil des Förderaufrufes 1. Damit werden
auch die Voraussetzungen zum Anschluss des
Plangebietes geschaffen.

5. Allgemeines Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Kosten für die innere Erschließung und maß-
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nahmenbezogene Netzerweiterungen mcl. Pla
nungsleistungen (Pkt. 1) sind von den Bauherren!
Erschließungsträger zu übernehmen.
Nenn die erforderliche Maßnahme zur Erschlie
ßung den Umfang zur Herstellung derAnschlüsse
gemäß § 9 Abs. 3 Wasserversorgungssatzung!
ZWAR und § 5 Abs. 1 Abwasseranschlusssatzung‘
ZWAR überschreiten, sind diese in einem Er
schließungsvertrag mit dem ZWAR zu regeln. Als
Grundlage dafür ist dann in Abstimmung mit dem
ZWAR eine entsprechende Erschließungsplanung
~on einem Fachplanungsbüro zu erstellen.
Die Erschließung von B-Plangebieten erfolgt nicht
im Auftrag und nicht zu Lasten des ZWAR.

1.5) EWE NETZ GmbH

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 0710.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
In dem Plangebiet befinden sich Erdgastransport
leitungen, sowie Fernmeldekabel und Leerrohrsys
eme mit Glasfaserkabeln der EWE NETZ GmbH

mit den zugehörigen Anlagen.

Die Erdgashochdruckleitungen sind zur Sicherung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Ihres Bestandes in einem Schutzstreifen (4 m links
und rechts der Rohrachse) verlegt und durch Ein
ragung einer beschränkten persönlichen Dienst
barkeit dinglich gesichert. In diesem Bereich dür
än keine baulichen Anlagen errichtet und betrie
ben sowie tiefwurzelnde Bepflanzungen vorge
nommen werden. Die Lagerung von Material oder
das Befahren mit Arbeitsgeräten bzw. Fahrzeugen
ist ebenfalls unzulässig. Bei Arbeiten innerhalb des
Schutzstreifens und Kreuzung der Leitungen hat
eine örtliche Einweisung und eine Bauaufsicht
durch EWE NETZ zu erfolgen.

Zusätzlich ist bei Kreuzungen und Parallelverle- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
gungen innerhalb des Schutzstreifens der Erd
gashochdruckleitungen ein lnteressenabgren
~tungsvertrag mit uns vor dem Baubeginn abzu
schließen.

Nir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen.
Sollten Anpassungen unsererAnlagen, wie z.B.
~Snderungen, Beseitigung, Neuherstellung der An
lagen an anderem Ort (Versetzung) oder andere
notwendige Betriebsarbeiten wegen begründeter
Jorgaben oder Freigaben erforderlich werden,
sollen für die technische Vorgehensweise die gel
enden gesetzlichen Regelungen und die aner
kannten Regeln der Technik gelten. Die Kosten der
\npassungen bzw. Betriebsarbeiten sind von dem
Jorhabenträger vollständig zu tragen und dement
sprechend der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es
sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ
GmbH haben eine anderslautende Kostenvertei
lung vertraglich geregelt.
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1.6) Deutsche Telekom Technik GmbH

\nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 06.11.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Gegen die 5. Änderung des o. g. 8-Planes gibt es
prinzipiell keine Einwände. In Ihrem Planungsbe
reich befinden sich hochwertige Telekommuni
kationslinien der Telekom, wie aus dem beige
ügten Lageplan zu entnehmen ist.

Unsere Leitungen sind in der Regel mit einer Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Überdeckung von ca. 60 cm verlegt.
Eine abweichende Tiefenlage ist wegen Kreuzun
gen anderer Anlagen, infolge nachträglicher Ver
änderung der Deckung durch Straßenumbauten u.
dgl. und aus anderen Gründen möglich.

In Kreuzungspunkten mit einer Telekommunikati- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
onslinie ist die genaue Tiefenlage durch Quer
schlag zu ermitteln.

Ein Überbauen der Anlagen und Maßnahmen, die Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
tu einer Verringerung der Oberdeckung führen,
sind nicht gestattet. Es ist die Originalüberdeckung
ion 0,60 Meter wiederherzustellen. Die Trassen
bänder sind 030 Meter über die Anlagen neu zu
ierlegen. Bei Freilegung der Telekommunikations
linien während der Baumaßnahme sind diese
durch geeignete Maßnahmen zu schützen und zu
sichern.

Sollte die Herstellung einer Anbindung an das Te- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
lekommunikationsnetz gewünscht werden, muss
die Antragstellung separat über den Bauherrenser
‚ice, Rufnummer 0800 330 1903, erfolgen. Weite
re Hinweise finden Sie auch im Internet unter:
www.telekom.de/umzug/bauherren
Nir möchten Sie bitten, den Vorhabenträger auf
diesen Punkt aufmerksam zu machen.
~nIagen Lageplan

2) Behörden ohne Anregungen und Hinweise

— Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern (27.10.2020)
(aus agrarstruktureller und landwirtschaftlicher Sicht)

— Straßenbauamt Stralsund (05.10.2020)
— Landesamt für Umwelt, Naturschutz u. Geologie Mecklenburg-Vorpommern (26.10.2020)
— Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern (09.10.2020)
— Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern (07.10.2020)
— Wasser- und Bodenverband „Rügen“ (05.10.2020)
— Polizehnspektion Stralsund (06.10.2020)
— Evangelische Pfarramt Binz (07.10.2020)
— Vodafone Kabel Deutschland GmbH (19.10.2020)
— Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern (28.10.2020)
— Industrie- und Handelskammer, Geschäftsstelle Stralsund (03.11.2020)
— Handelsverband Nord eV. (30.10.2020)
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3) benachbarte Gemeinden mit Anregungen und Hinweisen

— Es liegt keine Stellungnahme vor.

4) Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern

*~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 10.11.2020 Sachdarstellung ist zutreffend.
mit der Planung beabsichtigt die Gemeinde Ost-
seebad Binz, einzelne Änderungen in der Plan-
zeichnung vorzunehmen, um den weiteren qualita
iven Ausbau der Wohnmobilplatzanlage abzusi

chern. Vorgesehen sind zusätzliche Bauflächen für
zentrale Einrichtungen, die sowohl den Ausbau der
jastronomischen Versorgung als auch der techni
schen Infrastruktur umfassen. Das Plangebiet der
1. Änderung erstreckt sich auf den gesamten Gel
:ungsbereich des bestandskräftigen Bebauungs
plans und umfasst eine Fläche von ca. 3,8 ha.
Das städtebauliche Gesamtkonzept sowie die
generellen Festsetzungen zurArt der baulichen
Nutzung, zum Umfang der Bebauung bzw. zur
Kapazität derAnlage werden grundsätzlich beibe
halten.

Die Planung entspricht den Programmsätzen 3.1.3 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
(4) und 3.1.3(14) zu Tourismusräume des Regio
nalen Raumentwicklungsprogran,ms (RREP VP,
2010).

Die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 25 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
„Wohnmobilhafen“ der Gemeinde Ostseebad
Binz ist mit den Zielen der Raumordnung ver
einbar.

5) Stellungnahmen der Öffentlichkeit

5.1) Wohnmobil-Oase Prora, Proraer Chaussee 60, 18609 Ostseebad Binz 1 OT Prora

~.nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 16.10.2020 Der Einwandgeber ist als Grundstückseigentümer von
wir sind die Eigentümer des hier von dem Bebau- 1er Planung betroffen.
ungsplan Wohnmobilhafen Prora betroffenen Hinweis kann berücksichtigt werden, dass Baufeld wird
Grundstücks. Wir wenden uns gegen die Lage des lächenneutral um knapp 10 m auf die vom Einwandge
im südlichen Bereich neu vorgesehenen Baufel- er vorgeschlagene Lage verschoben. Die vorgelegte
des. Anliegend übersenden wir die Planzeichnung, \rgumentation ist hinsichtlich der Nutzungsqualität nach-
in der sich das Baufeld an der südlichen Grenze ‘ollziehbar. Auch die neue Lage liegt innerhalb der Bau-
des Grundstücks befindet. Nach unserer Meinung )ebietsfläche. Angesichts des weiterhin großen Abstands
handelt es sich dabei um die optimale Lage des :ur Grundstücksgrenze sind keine nachbarlichen Belan
Baufeldes. je betroffen. Durch den größeren Abstand wird der Erhalt

1er zum Erhalt festgesetzten Bäume im Umfeld des be
stehenden Sanitärgebäudes erleichtert.

Dies resultiert daraus, dass die gastronomische s.o.
Einrichtung sowie der in östlicher Richtung vorge
sehene Biergarten bei dieser Lage des Baufeldes
optimal durch das Sanitärgebäude sowie durch die
um das Sanitärgebäude bestehende Bepflanzung
abgeschirmt wird. Insoweit ist davon auszugehen,
Gemeinde Ostseebad Binz, 1. Änd. BP Nr. 25 „Wohnmobilhafen Prora‘, Seite 12 von 14
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dass bei der Errichtung der Gaststätte in dem Bau
äld entsprechend unseres hier vorgelegten Ände
rungsvorschlages kaum störende Wirkungen für
die Besucher erzeugt werden. Darüber hinaus wird
durch die Errichtung der gastronomischen Einrich
ung innerhalb des hier vorgeschlagenen Baufel

des die Großzügigkeit derAnlage erhalten. Das
doch recht große Gebäude rückt mit seiner Längs-
seite an die Grenze des Platzes und bildet so zu
sammen mit der Rezeption und dem Sanitärge
bäude ein Dreieck, sodass hier der Eindruck eines
tforplatzes entsteht, der die Großzügigkeit des
Geländes unterstreicht. Ferner befindet sich in der
südwestlichen Ecke des Baufeldes eine Fläche,
auf der die Abfalltonnen abgestellt sind. Dieser
Bereich wird durch die errichtete Baulichkeit abge
schirmt und ist insoweit nicht einsehbar. Würde
nun das Baufeld in seiner derzeitigen Position
ierbleiben, wäre der Platz für die Abfalltonnen
nicht mehr abgeschirmt, sondern hinreichend
sichtbar. Dies würde ebenfalls zu einer Abwertung
der um dieses Gelände liegenden Flächen führen. —

ftuch die Warenanlieferung für den gastronomi- so.
schen Bereich wäre bei dem Verbleib des Baufel
des am derzeitigen Standort deutlich erschwert.
Derzeit findet die Warenanlieferung dergestalt
statt, dass die Lieferfahrzeuge in die Busschleife
einfahren. Aufgrund des vorhandenen Durchgangs
können sämtliche Anlieferungen direkt in das La
ger der gastronomischen Einrichtung verbracht
Nerden. Weiter Transportwege über den Platz
Nürden vermieden, was insbesondere bei gekühl
:er Ware in den Sommermonaten von erheblicher
Bedeutung ist.

Darüber hinaus ist mitzuteilen, dass der Bereich s.o.
südlich des derzeit für die Gastronomie vorgese
henen Baufeldes durch uns nicht gesondert nutz
bar ist. Aufgrund der Nähe zur Gaststätte können
dort keine Stellplätze o. A. errichtet werden. Dem
entsprechend ist die Verlagerung des Baufeldes in
südlicher Richtung auch im Zuge einer optimalen
Grundstücksausnutzung erforderlich.
~nIage: Planzeichnung
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5.2) Jagdverband Rügen e.V.

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 16.10.2020 linweis wird zur Kenntnis genommen.
~ir danken, dass Sie uns mit Ihrem Schreiben vom
30.09.2020 an obigem Verfahren beteiligen. Der
lagdverband Rügen e.V. gibt keine Hinweise oder
\nregungen.

Gemeinde Ostseebad Binz, Dezember 2020

Gemeinde Ostseebad BIna, 1. Md. BP Nr. 25 ~WohnmoblIhafen Prora~,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4 (2) BauGB
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Abschrift

Aktenzeichen:
3 K 296/15

OBER
MECK

VERWALTUNGSGERICHT
LENBURG-VORPOMMERN

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Verwaltungsstreitverfahren

Landesforst Mecklenburg-Vorpommern - Anstalt
vertreten durch den Vorstand,
Fritz-Reuter-Platz 9, 17139 Malchin

~egen

des öffentlichen Rechts -‚

- Antragstellerin -

Gemeinde Ostseebad Sellin, vertreten durch den Bürgermeister,
Warmbadstraße 4, 18586 Ostseebad Sellin

Proz.-Bev.:
Rechtsanwalt Hermann Berding,
Jammertal 1, 49661 Cloppenburg

wegen

- Antragsgegnerin -

Bauplanungs-, Bauordnungs- und Städtebauförderungsrecht;
hier: Bebauungsplan Nr. 32 “Carlstraße“

URTEIL
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hat der 3. Senat des Oberverwaltungsgerichts Mecklenburg-Vorpommern aufgrund der
mündlichen Verhandlung vom

29. Mai 2019

durch den Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts Prof. Dr. Sauthoff,
die Richterin am Oberverwaltungsgericht Friesecke und
den Richter am Verwaltungsgericht Grotelüschen
sowie die ehrenamtliche Richterin Reisdorf-Weisensee
und die ehrenamtliche Richterin Schnur

für Recht erkannt:

Der Bebauungsplan Nr. 32 ~Carlstraße“ der Gemeinde Ostseebad Seilin wird für

unwirksam erklärt.

Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der Normenkontrollantrag der Antragstellerin, der Landesforstbehörde Mecklenburg

Vorpommern, betriffl den Bebauungsplan Nr. 32 „Carlstraße“ der Gemeinde Ostseebad

Sellin. Die Gemeinde wird im Verfahren durch den Gesellschafter der Grundstückseigen

tümerin, der Hermann und Florian Berding GbR, vertreten. Das Plangebiet liegt an der

Caristraße und umfasst die Flurstücke 313/1, 313/3, 315/1, 315/2 314, 298/183, 298/173

(teilweise) der Flur 6 der Gemarkung Jagdschloss sowie den anliegenden Abschnitt der

Wilhelmstraße (Flurstück 251 teilweise). Im Plangebiet befindet sich an der Ecke Wil

helmstraße/Carls~raRe ein viergeschossiges Villengebäude mit einem Anbau entlang der

Carlstraße; hierin befinden sich Ferienwohnungen sowie ein Restaurant. Unterirdisch an

geschlossen folgt entlang der Carlstraße ein rundliches eingeschossiges Schwimmbad

gebäude, welches in den Jahren 2002/2003 errichtet wurde und dessen Dachbereich in

der Vergangenheit als Terrasse genutzt wurde. Im weiteren Verlauf der Carlstraße befin

den sich im Plangebiet zwei befestigte Parkplatzanlagen.
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Rückseitig grenzt an die Bebauung entlang der Wilhelmstraße und der Carlstraße Wald

an1 der im Osten in das Plangebiet hereinragt; dort steigt die Gelärideoberfläche in Rich

tung des Waldes an. Der Großteil der im Plangebiet befindlichen baulichen Anlagen liegt

innerhalb d~r 30-Meter-Grenze nach § 20 Abs. 1 Satz 1 LWaIdG.

Die Grundstückseigentümerin erstrebt den Umbau und die Aufstockung des Schwimm

badgebäudes. Sie stellte am 30. Juli 2012 einen Antrag auf Erteilung eines Bauvorbe

scheides. Nach den hierzu eingereichten Antragsunterlagen soll das Erdgeschoss in ei

nen Wellnessbereich mit Sauna umgebaut und ein neues Obergeschoss mit einer Betrei

berwohnung errichtet werden. Die Bauaufsichtsbehörde beteiligte im Verwaltungsverfah

ren die Antragstellerin, die mit Schriftsatz vom 29. August 2012 ihr Einvernehmen verwei

gerte, da der Waldabstand von 30 m wesentlich unterschritten werde. Den gegen den Ab

lehnungsbescheid vom 18. September 2012 gerichteten Widerspruch wies die Bauauf

sichtsbehörde nach Einholung einer weiteren Stellungnahme der Antragstelierin vom 26.

November 2012 mit Widerspruchsbescheid vom 13. Dezember 2012 zurück. Die hierge

gen gerichtete Klage wies das Verwaltungsgericht Greifswald mit Urteil vom 14. Januar

2016—5 A 1713/12 — ab. Der daraufhin gestellte Antrag auf Zulassung der Berufung ist

unter dem Aktenzeichen 3 L 32/16 anhängig.

Die Gemeindevertretung der Antragsgegnerin fasste nach entsprechender Antragstellung

durch die Grundstückseigentümerin am 26. Februar 2014 den Beschluss über die Aufstel

lung des Bebauungsplans Nr. 32 ~Carlstraße“ im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a

BauGB. Am 12. August 2014 billigte die Gemeindevertretung den Planentwurf. Dieser

sieht die Festsetzung eines Sondergebietes 0Feriengebiet“ mit den Flächenbezeichnun

gen A und B vor. Die Fläche A erstreckt sich auf den Eckbereich an der Wilhelmstra

ßelCarlstraße und das dortige Villengebäude mit Anbau; im Bereich 8 befinden sich das

rundliche Schwimmbadgebäude und die Stellplätze. In den textlichen Festsetzungen heißt

es u.a.:

‚Das Sonstige Sondergebiet „Feriengebiet“ dient vorwiegend touristischen Nut

zungen sowie ergänzend dem Wohnen.

a) Zulässig sind:

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes und Ferienwohnungen,

- Schank und Speisewirtschaften,
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- Läden und sonstige fremdenverkehrsbezogene Dienstleistungsbetriebe,

- Einrichtungen für gesundheitliche und kulturelle Dienstleistungen,

- Wohngebäude,

- Räume und Gebäude für freie Berufe im Sinne des § 13 BauNVO

- Stellplätze für den durch das Gebiet verursachten Bedarf.

b) Ausnahmsweise zulässig sind:

- Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe.

c) In der Fläche B sind abweichend von Absatz a) Ferienwohnungen und Beher

bergungszimmer von Betrieben des Beherbergungsgewerbes ausgeschlossen.‘

Die Festsetzung zur Firsthöhe von maximal 30 m soll sich füi- den Bereich A an dem Be

stand orientieren; für den Bereich B ist eine maximale Firsthöhe von 28 m vorgesehen.

Der Entwurf sieht ferner Baugrenzen, im Wesentlichen entlang der bisherig~n Gebäude-

kanten, vor. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen als Ge

bäude sowie sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, zugelassen. Für die

Wilhelmstraße und die Carlstraße sind ferner Verkehrsflächen sowie im östlichen Planbe

reich der dort vorhandene Baumbestand als Waldfläche vorgesehen.

Die Antragstellerin nahm mit Schreiben vom 3. November 2014 Stellung und führte aus,

dass der Bebauungsplan forstbehördlich nicht genehmigungsfähig sei. Die vorgesehene

Baugrenze reiche im Nordosten und Südosten in den vorgeschriebenen Waldabstand

hinein, der minimale Abstand betragen 9 m. Eine Ausnahme von der Unterschreitung des

Abstandes könne nicht erteilt werden. Die Ausnahmeregelung in § 3 Abs. 2 Nr. 1 WAbst

VO M-V sei nicht anwendbar, da sich das Gefährdungspotenzial und der notwendige

Aufwand zur Herstellung verkehrssicherer Zustände durch die geplante Wohnnutzung

deutlich erhöhen würde. Die Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Schadensereignisses

sei bei der vorgesehenen Wohnnutzung deutlich höher als bei der bisher ausgeübten

Schwimmbadnutzung. Ferner werde die Bewirtschaftung des Waldes erschwert. Die Ver

wirklichung der vorgesehenen Planung sei ausgeschlossen, weil die zuständige Fachbe

hörde verbindlich erklärt habe, dass die für die Realisierung zwingend erforderliche Aus

nahmegenehmigung zur Unterschreitung des Waldabstandes nicht erteilt werden könne.
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Die Gemeindevertretung der Antragsgegnerin beschloss am 24. Februar 2015 über die

Einwendungen. Zur Stellungnahme der Antragstellerin wird im Wesentlichen ausgeführt,

dass sich die Frage der Zulässigkeit einer Abstandsunterschreitung nur neu stelle, wenn

andere Anforderungen an den Schutz vor den Gefahren des Waldes oder an den Wald-

schutz entstünden. Würden von der Nutzungsänderung oder Aufstockung keine erhöhten

Gefahren ausgehen, sei eine erneute Ausnahmegenehmigung nicht erforderlich. Dies sei

hier der Fall. Die Wohnnutzung erhöhe das Gefährdungspotenzial gegenüber der

Schwimmbadnutzung nicht. Einer möglichen Gefahr für die bereits bestehende Bebauung

müsse durch eine umfassende und ordnungsgemäße Verkehrssicherung begegnet wer

den. Die Nutzungsänderung und Aufstockung ändere nichts an den Anforderungen, die

an die Schadensabwehr zu stellen seien. Gleiches gelte für die Waldbewirtschaftung. Im

Übrigen bedürfe es weder für die Aufstellung eines Bebauungsplans noch für die Umset

zung der geplanten Bebauung einer formellen Ausnahmegenehmigung der Forstbehörde.

Am 24. Februar 2015 fasste die Gemeindevertretung den Satzungsbeschluss und billigte

die Planbegründungen. Der Satzungsbeschluss wurde durch Aushang vom 24. April 2015

bis zum 9. Mai2015 öffentlich bekannt gemaGht.

Anschließend reichte die Grundstückseigentümerin im Freistellungsverfahren Bauvorla

gen für ein neues Vorhaben, den Umbau und die Sanierung des Schwimmbadgebäudes

sowie dessen Nutzungsänderung zu einer Betreiberwohnung, ein. Ein Baugenehmi

gungsverfahren wurde nicht durchgeführt. Die geändette Nutzung wurde nach entspre

chender Anzeige am 22. Oktober 2015 aufgenommen.

Die Antragstellerin hat am 24. Juli2015 Normenkontrollantrag gestellt.

Zur Begründuhg trägt sie insbesondere vor, die Antragsgegnerin habe gemäß § 10 Nr. 3

LWaldG ihre Entscheidungen im Einvernehmen mit der zuständigen Forstbehörde zu tref

fen. Der Gesetzgeber habe die Gemeinde nicht aufgrund der ihr zustehenden Planungs

hoheit an die Stelle der durch das Fachrecht mit der Ermessensausübung betrauten

Fachbehörde gesetzt. Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung sei der zuständigen

Fachbehörde vorbehalten, die allein über hinreichenden forstlichen Sachverstand verfüge,

um die konkrete Gefährdungssituation zu bewerten. Nur auf diese Weise lasse sich ein

landesweit einheitlicher Vollzug, insbesondere auch der Waldabstandsregelung, sicher

stellen. Eine Realisierung des Bauvorhabens habe erhebliche Auswirkungen auf den an-
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grenzenden Buchenwald, weil zum Schutz der Nutzer des neuen Gebäudes gravierende

Eingriffe in den vorhandenen Bestand vorzunehmen seien. Es müssten zahlreiche Bäume

entnommen werden, um der Gefahr zu begegnen, dass diese auf das Wohngebäude

stürzen könnten.

Die Satzung verstoße gegen das Erforderlichkeitsgebot. Eine Verwirklichung der Planung

sei ausgeschlossen, weil die allein zuständige untere Forstbehörde verbindlich erklärt ha

be, die für eine Realisierung zwingend erforderliche Ausnahmegenehmigung zur Unter

schreitung des gesetzlichen Waldabstandes nicht erteilen zu wollen. Ein Bebauungsplan

sei zwar nicht schon dann als unwirksam anzusehen, wenn zu seiner Realisierung Aus

nahmen oder Befreiungeri von geltenden Rechtsnormen erforderlich seien, deren Ertei

lung möglich sei. Vorliegend verstoße die Satzung jedoch gegen § 1 Abs. 3 Satz 1

BauGB, weil die zuständige Forstbehörde die Erteilung der erforderlichen Ausnahme aus

drücklich versagt habe und auch für die Zukunft nicht in Aussicht stelle. In Fällen der so

genannten „Planung in die Befreiungslage“ habe die Gemeinde prognostisch zu ermitteln

und zu bewerten, ob eine solche Befreiung in Betracht komme. Raum für Prognosen in

diesem Sinne bestehe vorliegend nicht, da die zuständige Behörde sich klar und unmiss

verständlich festgelegt habe.

Die Antragstellerin beantragt,

den Bebauungsplan Nr. 32 „Carlstraß&‘ der Gemeinde Ostseebad Sellin für un

wirksam zu erklären.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Zur Begründung verweist sie zunächst auf die Entscheidung des Senats vom 10. Februar

2015—3 K 2/13 — und die Ausführungen zu den Grundsätzen der „Planung in die Befrei

ungslage“. Die Gemeinde habe zutreffend prognostisch geprüft, dass eine Befreiungslage

zum Zeitpunkt der Verwirklichung des Vorhabens vorliegen würde. Zum Zeitpunkt des

Satzungsbeschlusses hätten der Realisierung keine unüberwindbaren Hindernisse entge

gengestanden.
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In der weiteren Begründung geht die Antragsgegnerin auf die Ausführungen des Senats in

der Entscheidung vom 10. Februar 2015 ein, nach welchen § 20 Abs. 3 LWaIdG nicht nur

eine Beteiligung, sondern eine Zustimmung der Forstbehörde voraussetze. Die Antrags

gegnerin lehnt diese Auslegung der Vorschrift ebenso wie den vom Senat genannten Be

zug zu § 9 Abs. 7 FStG ab. Der Bebauungsplan erfülle auch ohne Zustimmung der An

tragstellerin die Voraussetzungen von § 20 Abs. 3 LWaldG. Diese Vorschrift spreche nur

von einer »Beteiligung“ der Forstbehörde, anders als § 9 Abs. 7 FStrG, nach dem die

„Mitwirkung‘ erforderlich sei. Der Landesgesetzgeber habe sich ausdrücklich gegen eine

„Mitwirkung“ der Forstbehörde und für eine „Beteiligung“ entschieden, wie sich aus dem

Bericht des Landwirtschaftsausschusses im Gesetzgebungsverfahren (LTDr5. 4/1456)

ergebe, wo noch von einer „Mitwirkung“ die Rede gewesen sei. Nur mit dieser Auslegung

lasse sich das Ziel der Gesetzesänderung, nämlich eine Stärkung der kommunalen Ei

genständigkeit, umsetzen. Auch in einem Anwenderhinweis des Ministeriums für Ernäh

rung, Landwirtschaft, Forst und Fischerei vom 5. Juli 2006 sei von einer Zustimmung der

Forstbehörde als Voraussetzung für die Wirksamkeit des Bebauungsplans keine Rede.

Anderenfalls käme der Forstbehörde ein Vetorecht zu. Ein anderes Ergebnis folge auch

nicht aus § 10 LWaldG, da diese Vorschrift durch § 20 Abs. 3 LWaldG als die speziellere

Norm verdrängt werde.

Die Gemeinde habe den Waldabstand und die von der Antragstellerin vorgetragenen Ge

fahrenmomente im Rahmen der Abwägung berücksichtigt. Ein Abwägungsfehler liege

nicht vor. Vorliegend würden die Belange aus dem Landeswaldgesetz gegenüber den In

teressen des Eigentümers und der Bevölkerung zurücktreten. Die Antragstellerin habe

ausschließlich auf gefahrerhöhende Momente abgestellt und übersehen, dass dem ge

planten Gebäude auch gefahrenmindernde Momente zukommen würden. Die Antragstel

lerin habe nur pauschal auf die theoretische Möglichkeit abgestellt, dass Bäume umstür

zen könnten, ohne zu beachten, dass ein Waldrand sehr windsicher sei. Durch die bauli

che Konstruktion des Daches könnten weitere Gefahren vermieden werden. Auch sei zu

berücksichtigen, dass die Befeuerung und Beheizung des geplanten Gebäudes aus dem

bereits bestehenden Haupthaus erfolgen solle. Soweit die Forstbehörde auf Gefahren

durch Totholz abstelle, sei dies nicht verständlich, weil das Vorhandensein von Totholz

das Ergebnis einer unterlassenen ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des Waldes sei.

Die Gefahr gehe daher nicht vom Wald aus, sondern von einer nicht ordnungsgemäi~en

Arbeit der Forstbehörde. Die Annahme der Antragstellerin, Bewohner oder Feriengäste

würden das Schwimmbad bei Sturm aus Angst vor Gefahren verlassen, während Bewoh
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ner des Hauses nachts schlafen und von umweltumstürzenden Bäumen getroffen werden

könnten, liege fern jeder Wahrscheinlichkeit. Bei der Prüfung der Erteilung von Ausnah

men nach der Waldabstandsverordnung bestehe aus verfassungsrechtlichen Gründen

kein Ermessen der Behörde.

Zuletzt hat die Antragsgegnerin im Schriftsatz vom 25. April 2019 darauf hingewiesen,

dass die Gemeinde den Wald entlang der Carlstraße in einer Tiefe von mehr als 30 m zu

den nächsten Gebäuden bzw. Nutzflächen gerodet habe. Es .werde eine weitere Rodung

vorbereitet, die die gesamte Wilhelmstraße in Richtung Selliner Seebrücke betreffe. Der

im Landeswaldgesetz vorgesehene Waldabstand von 30 m sei durch die Rodung herge

stellt worden. Die Gemeinde habe sich zu dieser Rodung aufgrund der von der Antragstel

lerin beschriebenen Gefahren verpflichtet gefühlt. Die gesetzlichen Vorgaben würden sich

aus der Einhaltung der Verkehrssicherungspflicht und aus den Grundsätzen der Gefah

renabwehr ergeben. Die Notwendigkeit der Rodung ergebe sich auch aus der historischen

Entwicklung des Ortes Sellin. Der Abstand von 30 m lasse sich zwanglos dort einhalten,

wo es um die Ausweisung neuer Bauflächen gehe. Eine Schutzwürdigkeit des Waldes sei

jedoch dort nicht gegeben, wo die Bebauung — wie hier — bereits vorhanden sei und nun

eine Gefahrenlage vorliege. Die Gefahrensituation lasse sich nur dadurch lösen, dass den

Bewohnern und Nutzern das Betreten der Häuser und Flächen untersagt werde, was je

doch aufgrund bestehender Eigentumsrechte rechtswidrig sei, oder indem der Wald zu

rück zu weichen habe. Die Gemeinde werde die Flächen nicht wieder aufforsten, da dann

die nun beendete Gefahrensituation erneut hergestellt würde. Da der Wald aufgrund der

historischen Entwicklung der Gemeinde nicht schutzwürdig sei, bestehe auch kein Beteili

gungsrecht der Antragstellerin. Die Waldflächen hätten aus Gründen der Gefahrenabwehr

längst „umfunktioniert“ werden müssen. Dies habe die Antragstellerin versäumt, so dass

das rechtswidrige Handeln Beteiligungsrechte n!cht begründen könne.

Hinsichtlich der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte und

auf den Verwaltungsvorgang der Antragsgegnerin verwiesen.



-9- 3K296/15

E ntsGheid u ngsg iii nde:

Der Antrag hat Erfolg. Der zulässige Normenkontrollantrag ist begründet. Der angefochte

ne Bebauungsplan Nr. 32 ~Carlstraße“ der Gemeinde Ostseebad Sellin ist für unwirksam

zu erklären.

1. Der Normenkontrollantrag ist zulässig.

Die Antragstelierin ist als Behörde gemäß § 47 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 VwGO antragsbefugt.

Nach dieser Vorschrift können Behörden im Unterschied zu natürlichen und juristischen

Personen die gerichtliche Prüfung von Rechtsvorschriften betreiben, ohne eine Rechts

verletzung i.S.d. § 47 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 VwGO darlegen zu müssen (vgl. BVerwG, Be

schi. v. 15.03.1989—4 NB 10/88—, BVerwGE 81, 307 ff., juris Rn. 11 ff.). Die Beh6rde

muss lediglich geltend machen, dass sie entweder die beanstandete Norm anzuwenden

hat oder durch den Vollzug der Norm in ihrem Tätigkeitsbereich “betroffen“ wird, d.h. die

Norm bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beachten hat (vgl. BVerwG, Beschl. v.

15.03.1989—4 NB 10/88—, BVerwGE 81, 307ff., juris Rn. 14; BVerwG, Beschl. v.

11.08.1989—4 NB 23/89—, juris Rn. 7; BVerwG, Urt, v. 22.06.2011 —4 CN 4/10—, Rn.

17, juris; OVG Greifswald, Urt. v. 29.03.2010—3 K 27/07—, Rn. 29, juris). Nur eine in die

sem Sinne weite Auslegung entspricht dem Zweck des behördlichen Antragsrechts, mit

dem eine allgemeinverbindliche Klärung der Gültigkeit von untergesetzlichen Normen er

reicht werden soll (vgl. BVerwG, Beschl. v. 15.03.1989, a.a.O.). Diese Voraussetzungen

sind nicht nur dann gegeben, wenn die Behörde die angegriffene Norm zu vollziehen hat,

es genügt vielmehr jede Art der Befassung (vgl. Schoch/SchneideiiBier/Panzer, VwGO,

Stand Sept. 2018, § 47 Rn. 78). Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem oben zitier

ten Beschluss vom 11. August 1989 ausgeführt, eine Behörde habe dann ein berechtigtes

Interesse an der Klärung der objektiven Rechtslage, wenn sich diese auf ihr Aufgabenge

biet auswirken könne und regelmäßig auswirken werde. Erforderlich ist allerdings, dass

die angegriffene Norm rechtliche Bindung für die Tätigkeit der antragstellenden Behörde

entfaltet (vgl. OVG Greifswald, Urt. v. 02.06.2015—2K 13/15—, Rn. 57,juris).

Nach diesen Vorgaben ist die Antragstellerin in ihrem Tätigkeitsbereich durch den ange

griffenen Bebauungsplan „betroffen“. Der Bebauungsplan wird sich auf ihr Aufgabengebiet

auswirken. Sie hat ein berechtigtes Interesse an der Klärung der Wirksamkeit des Bebau
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ungsplans. Dies ergibt sich aus Folgendem: Die Antragstellerin ist zuständig für die Ertei

lung von Ausnahmen von dem Erfordernis der Einhaltung des Waldabstandes nach § 20

Abs. 1 Satz 1 LWaIdG; bedarf die bauliche Anlage einer Baugenehmigung kann diese nur

im Einvernehmen mit der Antragstellerin erteilt werden (vgl. § 20 Abs. 2 LWaldG). Ob die

ser Zuständigkeitsbereich der Antragstellerin eröffnet ist, hängt nach § 20 Abs. 3 LWaIdG

maßgeblich von der Wirksamkeit des Bebauungsplans und der Frage ab, ob dieser unter

Beteiligung der Antragstellerin zu Stande gekommen ist. Ist dies der Fall, wovon die An

tragsgegnerin ausgeht, bedarf es keiner Entscheidung über die Erteilung einer Ausnah

me. Ein berechtigtes Interesse der Antragstellerin an der Klärung der Wirksamkeit des

Bebauungsplans besteht darüber hinaus auch deshalb, weil dieser Auswirkungen auf die

Frage haben kann, ob die Tatbestandsvoraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme

von dem Erfordernis des Waldabstandes gegeben sind (vgl. zu § 9 Abs. 7 FStrG auch

VGH Kassel, Beschl. v. 22.07.1999—4 N 1598/93—, Rn. 45,juris).

Der Antragstellerin steht auch das erforderliche Rechtsschutzinteresse zur Seite. Das ist

immer dann der Fall, wenn sie nur mit der Ausführung der von ihr beanstandeten Norm

befasst ist, ohne selbst über die Norm verfügen zu können (vgl. BVerwG, Beschl, v.

15.03.1989, a.a.O., juris Rn. 15; BVerwG, Beschl. v. 03.01.2017—6 BN 2/16—, Rn. 8, ju

ris; BVerwG, Urt. v. 22.06.2011 —4 CN 4/10—, Rn. 18, juris). Auch diese Voraussetzun

gen sind erfüllt. Der Antragstellerin fehlt die Verfügungsbefugnis über den als Satzung er

lassenen Bebauungsplan.

Der Antrag wurde auch innerhalb der in § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Frist ge

stellt.

II. Der Antrag ist begründet. Der Bebauungsplan verstößt gegen das Erforderlichkeitsge

bot nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB. An der Erforderlichkeit fehlt es zwar nicht deshalb,

weil der Bebauungsplan auf unabsehbare Zeit vollzugsunfähig wäre (vgl. hierzu Ziff. 1.).

Er ist allerdings nicht erforderlich, weil er einer positiven Planungskonzeption entbehrt und

ersichtlich nur der Förderung von Zielen dienen soll, für deren Verwirklichung die Pla

nungsinstrumente des Baugesetzbuches nicht bestimmt sind (vgl. Ziff. 2.).

1. Nicht erforderlich und deshalb nichtig ist ein Bebauungsplan, der sich als vollzugsunfä

hig erweist, weil seiner Verwirklichung auf unabsehbare Zeit rechtliche oder tatsächliche

Hindernisse im Wege stehen. Sind die Festsetzungen eines Bebauungsplans etwa mit
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den Regelungen einer naturschutzrechtlichen Regelung nicht zu vereinbaren, ist dieser

Bebauungsplan nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts mangels Er

forderlichkeit dann unwirksam, wenn sich die entgegenstehenden naturschutzrechtlichen

Bestimmungen als dauerhaftes rechtliches Hindernis erweisen. In einem solchen Fall be

steht zugleich ein inhaltlicher Widerspruch im Sinne von § 6 Abs. 2, § 10 Abs. 2 Satz 2

BauGB zwischen dem Bebauungsplan und der naturschutzrechtlichen Regelung, der

ebenfalls zur Unwirksamkeit des Bebauungsplans führt (vgl. BVerwG, Urt. v. 30.01.2003 —

4 CN 14/01—, Rn. 12, juris; BVerwG, Urt. v. 17.12.2002—4 C 15/01 —‚ Rn. 17, juris).

Auch das Erfordernis der Einhaltung eines Waldabstandes kann ein solches rechtliches

Hindernis darstellen, welches die Erforderlichkeit des Bebauungsplans in Frage stellen

kann.. Vorliegend unterschreitet die im Bebauungsplan vorgesehene Bebauung zwar den

nach § 20 Abs 1 Satz 1 LWaIdG vorgeschriebenen Waldabstand (vgl. nachfolgend hierzu

a). Die Erteilung einer Ausnahme von dem Waldabstandsgebot ist auch trotz der vorlie

genden Bauleitplanung für deren Umsetzung erforderlich (vgl. b). Nach den Grundsätzen

über die Planung in die Befreiungslage steht dies der Erforderlichkeit des Bebauungs

plans aber nicht entgegen (vgl. c).

a) Die im Bebauungsplan vorgesehene Bebauung hält — abgesehen von einem kleinen

Teil im westlichen Plangebiet — den Waldabstand nach § 20 Abs. 1 Satz 1 LWaldG nicht

ein. Nach dieser Vorschrift ist zur Sicherung vor Gefahren durch Windwurf oder Wald-

brand bei der Errichtung baulicher Anlagen ein Abstand von 30 Metern zum Wald einzu

halten. Bei der östlich an das Plangebiet angrenzenden und zum Teil in dieses hineinra

genden Fläche handelt es sich um Wald im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 LWaldG, also um

eine mit Waldgehölzen bestockte Grundfläche (vgl. zum Begriff des Waldes: OVG Greifs

wald, Urt. v. 17.12.2003—3 L 13/02—, Rn. 34,juris).

Etwas anderes folgt auch nicht aus dem von der Antragsgegnerin durchgeführten Kahl-

schlag. Zum einen erfolgte dieser erst nach dem insoweit maßgeblichen Zeitpunkt des

Satzungsbeschluss~s durch die Gemeindevertretung der Antragsgegnerin (~ 214 Abs. 3

5. 1 BauGB). Zum anderen wird die rechtliche Eigenschaft des Waldes allein durch den

Kahlschlag nicht beseitigt. Vielmehr sieht § 2 Abs. 2 Satz 1 LWaTdG vor, dass auch kahl-

geschlagene Flächen als Wald gelten. Diese sind nach § 14 Abs. 1 Satz 1 LWaIdG wieder

zu bestocken, falls nicht die Umwandlung in eine andere Nutzungsart genehmigt worden

oder sonst zulässig ist. Die Waldeigenschaft endet rechtlich erst mit Erteilung der Um-
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wandlungsgenehmigung gemäß § 15 LWaIdG (vgl. Klose/Orf, Forstrecht, 2. Aufl. 1998, §
2 BWaIdG Rn. 13c, m.w.N.). Eine solche Genehmigung liegt hier nicht vor.

Das Erfordernis der Einhaltung des Waldabstandes gilt auch unabhängig davon, ob bei

der Umsetzung der Bauleitplanung bauliche Anlagen beseitigt und neu errichtet werden

oder ob die bestehenden Anlagen umgebaut oder deren Nutzungen geändert werden.

Nach Sinn und Zweck der Vorschrift ist § 20 Abs. 1 Satz 1 LWaIdG über den Wortlaut

hinaus auch auf die Änderung von baulichen Anlagen sowie Nutzungsänderungen ohne

bauliche Maßnahmen im engeren Sinne anzuwenden (vgl. OVG Greifswald1 Urt. v.

28.06.2006—2 L 120/05—, Rn. 21, juris sowie zu § 4 LBauO M-V: OVG Greifswald, Be

schI. v. 21 .09.2004 —3 M 123/04—, Rn. 16, juris). Dass die Art der baulichen Nutzung be

deutsam ist, wird auch aus § 3 Abs. 1 Satz 1 und 2 WAbstVO M-V deutlich. Im Übrigen

berechtigt der angefochtene Bebauungsplan sowohl zur Neuerrichtung von baulichen An

lagen als auch zu deren (Nutzungs-) Änderung.

Soweit die Antragsgegnerin geltend macht, der Wald sei aufgrund der historischen Ent

wicklung des Ortes nicht schutzwürdig, ist dem nicht zuzustimmen und führt nicht zur Un

anwendbarkeit von § 20 Abs. 1 Satz 1 LWaIdG. Maßgeblich ist allein, ob Wald im Sinne

des § 2 Abs. 1 Satz 1 LWaIdG vorhanden ist und bauliche Anlagen den vorgeschriebenen

30-Meter-Abstand hierzu nicht einhalten. Auf die Art der Entstehung des Waldes kommt

es hingegen nicht an (vgl. Klose/Orf, Forstrecht, 2. Aufl. 1998, § 2 BWaIdG Rn. 9).

b) Die Erteilung einer Ausnahme von der Einhaltung des Waldabstandes ist hier auch

nicht deshalb entbehrlich geworden, weil die Antragsgegnerin den angefochtenen Bebau

ungsplan aufgestellt hat. Zwar bedarf es nach § 20 Abs. 3 LWaldG einer Entscheidung

über die Zulassung von Ausnahmen über die Einhaltung des Waldabstandes nicht für

bauliche Anlagen, die den Festlegungen eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes ent

sprechen, der unter Beteiligung der Forstbehörde zu Stande gekommen ist. Bei zutreffen

der Auslegung dieser Vorschrift ist aber insoweit erforderlich, dass die Forstbehörde bei

der Aufstellung des Bebauungsplans nicht nur beteiligt wird, sondern den Festsetzungen

des Bebauungsplans, die eine Unterschreitung des Waldabstandes ermöglichen, zu

stimmt. Hieran fehlt es vorliegend.

Zu der Frage, welche Anforderungen an eine ~Beteiligung“ der Forstbehörde in diesem

Sinne zu stellen sind, hat der Senat in seinem Urteil vom 10. Februar 2015—3 K 2/13—,
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juris Rn, 81, ausgeführt:

HEine Planung, mit der nach dieser Vorschrift abschließend über die Zulässigkeit

einer Unterschreitung des Waldabstandes entschieden wird, dürfte eine Zustim

mung der Forstbehörde voraussetzen. Soweit in § 20 Abs. 3 LWaIdG von einem

‚unter Beteiligung der Forstbehörde zustande gekommenen“ Bebauungsplan die

Rede ist! dürfte nicht lediglich die Behördenbeteiligung iSd § 4 BauGB gemeint

sein, die ohnehin obligatorisch ist. Anderenfalls wäre der Zusatz „unter Beteiligung

der Forstbehörde zustande gekommen“ ohne eigenständigen Aussagewert; der

Zusatz würde regelmäßig auf jeden Bebauungsplan zutreffen. Im Hinblick auf das

in § 20 Abs. 2 LWaIdG geregelte Einvernehmenserfordernis im Baugenehmi

gungsverfahren spricht ferner viel dafür, ebenso auch Festsetzungen eines Be

bauungsplanes, die eins Unterschreitung des Waldabstandes ermöglichen, nur mit

Zustimmung der Forstbehörde zuzulassen. Ebenso stellt sich die Rechtslage zu

der entsprechend gefassten Vorschrift des § 9 Abs. 7 FStrG betreffend Anbauver

bote an Bundesfernstraßen dar (vgl. Marschall FStrG 6. Aufl. 2012 § 9 Rn. 14;

Müller/Schulz FStrG 2. Aufl. 2013 § 9 Rn. 124; jew. mwN auch zur Gegenmei

nung).“

Hieran hält der Senat fest. Diese Auffassung entspricht auch einer teleologischen Ausle

gung der Vorschrift. Nach dessen Sinn und Zweck soll die „Beteiligung“ der Forstbehörde

bei der Aufstellung des Bebauungsplans dazu dienen sicherzustellen, dass das gesetzli

che Bauverbot nach § 20 Abs. 1 Satz 1 LWaldG durch eine vorhersehbare Konflikte ein-

vernehmlich regelnde gemeindliche Norm ersetzt wird. Dies setzt voraus, dass die Forst-

behörde, welche den hinreichenden forstlichen Sachverstand mitbringt, um die konkrete

Gefährdungssituation zu beurteilen, den Festlegungen des Bebauungsplans in der Sache

zustimmt (so zu § 9 Abs. 7 FStrG auch: VGH Kassel, Beschl. v. 22.07.1999—4 N 1598/93

—‚ Rn. 42, juris; VG Minden, Urt, v. 27.01.2009 — 1 K 353/08—, Rn. 34, juris; zu § 24 Abs.

8 BbgStrG: OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 08.12.2017 — OVG 2 A 18.15—, Rn. 27, ju

ris). Bestätigt wird die Richtigkeit dieses Ergebnisses dadurch, dass auch § 10 Nr. 3

LWaldG das Erfordernis des Einvernehmens der Forstbehörde für Planungen vorsieht, die

in ihren Auswirkungen Waldflächen betreffen können, soweit Bundesrecht nicht entge

gensteht. Mit dieser Vorschrift wollte der Gesetzgeber die Funktion des Waldes im Rah

men der Planungsverantwortlichkeit der Planungsträger auch dort sichern, wo die Forst-
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behörde nicht unmittelbar tätig wird (vgl. LTDR5. 112321, S.44). Ebenso sieht § 20 Abs. 2

Satz 2 LWaIdG das Einvernehmen der Forstbehörde vor.

Die Materialien zum Gesetzgebungsverfahren des Ersten Gesetzes zur Änderung des

Landeswaldgesetzes (1. ÄndG LWaIdG) vom 18. Januar 2005 sprechen ebenfalls für die

se Auslegung der Vorschrift. Die Landtagsdrucksache 411 22~ gibt für die Beantwortung

der Frage zwar nichts her, weil der dort enthaltene Gesetzentwurf auf die gänzliche Ab

schaffung des § 20 LWaldG gerichtet war. In der Beschlussempfehlung des Landwirt

schaftsausschusses vom 8. Dezember 2004 (LTDr5. 4/1456) wurde dem Landtag aller

dings die dann Gesetz gewordene Fassung empfohlen. In der Beschlussempfehlung heißt

es zu § 20 Abs. 3 LWaIdG:

„Darüber hinaus ist vorgeschlagen worden, dass es bei Vorliegen eines rechtskräf

tigen unter Beteiligung der Forstbehörde erarbeiteten Bebauungsplanes keiner er

neuten Entscheidung über die Zulässigkeit von Ausnahmen bedarf.“

sowie

‚Ebenfalls der Verwaltungsvereinfachung dient die vom Landwirtschaftsausschuss

am 2. Dezember 2004 beschlossene Entbehrlichkeit einer Entscheidung über die

Zulassung von Ausnahmen von der 30-Meter-Regelung bei Einhaltung der Festle

gung eines unter Mitwirkung der Forstbehörde erstellten rechtskräftigen Bebau

ungsplanes (~ 20 Abs. 3).“

Der Beschlussempfehlung des Landwirtschaftsausschusses ist damit zu entnehmen, dass

die Regelung in § 20 Abs. 3 LWaIdG der Verwaltungsvereinfachung dienen soll. Liegt ein

unter ~BeteiIigung“ der Forstbehörde erarbeiteter Bebauungsplan vor, soll es aus Gründen

der Verwaltungsvereinfachung keiner erneuten Entscheidung über die Zulassung von

Ausnahmen bedürfen, wenn — so ist zu ergänzen — die Forstbehörde bereits im Rahmen

der Bauleitplanung der Untörschreitung des Waldabstandes zugestimmt hat.

Soweit die Antragsgegnerin darauf abstellt, dass im Bericht des Landwirtschaftsaus

schusses von der „Mitwirkung“ der Forstbehörde die Rede sei und sie hieraus schlussfol

gert, dass sich der Gesetzgeber ausdrücklich gegen eine Zustimmungspflicht ausgespro

chen habe, da § 20 Abs. 3 LWaIdG nur die „Beteiligung“ vorsehe, ist dem nicht zuzustim
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men. Der Wahl des Begriffes „Mitwirkung“ im Bericht des Landwirtschaftsausschusses ist

bereits deshalb nichts zu entnehmen, weil auch der dort enthaltene Gesetzesentwurf die

„Beteiligung“ der Forstbehörde vorsah. Insoweit handelt es sich um sprachliche Ungenau

igkeiten.

Eine Beteiligung der Forstbehörde im beschriebenen Sinne des § 20 Abs. 3 LWaIdG liegt

nicht vor. Die Antragstellerin hat ihre Zustimmung zu den Festsetzungen des Bebauungs

plans vielmehr mit der Stellungnahme vom 3. November 2014 (BI. 89 BA) ausdrücklich

verweigert. Für die Errichtung der im Bebauungsplan vorgesehenen baulichen Anlagen

bedarf es daher weiterhin der Erteilung einer Ausnahme vom Erfordernis des Waldab

standes.

c) Entgegen der Auffassung der Antragstellerin war die Aufstellung des angefochtenen

Bebauungsplans damit jedoch nicht ausgeschlossen. Der Antragstellerin kommt bei der

Aufstellung eines Bebauungsplans, der bauliche Anlagen im Waldabstand vorsieht, kein

Vetorecht zu. Vielmehr scheitert die Bauleitplanung nach den Grundsätzen der Planung in

eine Ausnahme- oder Befreiungslage nicht an § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB, wenn eine Aus

nahme von dem Erfordernis der Einhaltung des Waldabstandes in Betracht kommt. Die

schlichte Versagung der Inaussichtstellung einer Ausnahme durch die Forstbehörde lässt

die Erforderlichkeit nicht entfallen. Die Gemeinde darf vorausschauend berücksichtigen,

dass sich die Erteilung einer Ausnahme für die von ihr geplante bauliche Nutzung ab-

zeichnet, weil objektiv eine Ausnahmelage gegeben ist und einer Überwindung der Ver

botsregelung auch sonst nichts entgegensteht. Dem Plangeber obliegt es deshalb, im

Verfahren der Planaufstellung vorausschauend zu ermitteln und zu beurteilen, ob die vor

gesehenen Festsetzungen auf überwindbare Hindernisse treffen würden, und von Fest

setzungen, denen ein dauerhaft rechtliches Hindernis entgegenstünde, Abstand zu neh

men. Der Einholung einer Ausnahme bei der zuständigen Behörde vor Erlass des Sat

zungsbeschlusses bedarf es hingegen nicht (vgl. BVerwG, Beschl. v. 09.02.2004—4 BN

28/03—, Rn. 6, juris; BVerwG, Urt. v. 30.01.2003—4 CN 14/01 —‚ Rn. 12, juris; BVerwG,

Beschl. v. 25.08.1997—4 NB 12/97—, Rn. 14, juris; zum Waldabstand: OVG Greifswald,

Urt. v. 10.02.2015—3 K 2/13—, Rn. 82, juris). Ob die Gemeinde zu Recht davon ausge

hen konnte, dass eine Ausnahmelage gegeben ist, unterliegt der Prüfung durch das Nor

menkontrollgericht. Demnach sind die Voraussetzungen für eine Planung in die Ausnah

melage gegeben. Bei prognostischer Betrachtung lagen zum maßgeblichen Zeitpunkt des
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Satzungsbeschlusses die Tatbestandsvoraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme

von dem Erfordernis des Waldabstandes vor.

Die Möglichkeit der Erteilung einer Ausnahme findet ihre gesetzliche Grundlage in der

Verordnung zur Bestimmung von Ausnahmen bei der Einhaltung des Abstandes baulicher

Anlagen zum Wald (Waldabstandsverordnung - WAbstVO M-V) vom 20. April 2005. Nach

§ 3 Abs. 1 Satz 1 WAbstVO MAI dürfen Unterschreitungen des Waldabstandes nicht ge
nehmigt werden, wenn es sich um Anlagen handelt, die Wohnzwecken oder dem

vorübergehenden Aufenthalt von Menschen dienen. Hiervon sieht Satz 3 der Vorschrift

eine Abweichung in der Weise vor, dass Ausnahmen für Vorhaben im Innenbereich ge

nehmigt werden dürfen, soweit diese zur Schließung von Baulücken innerhalb einer be

stehenden Bebauung, die den gesetzlichen Mindestabstand unterschreitet, durchgeführt

werden. Damit enthält § 3 Abs. 1 Satz 3 WAbstVO M-V einen eigen~tändigen Tatbestand

für die Erteilung einer Ausnahme vom Erfordernis des Waldabstandes.

Diese Tatbestandsvoraussetzungen sind für das Plangebiet innerhalb der Baugrenzen

erfüllt. Zum einen handelt es sich insoweit um einen — wäre der Bebauungsplan nicht auf

gestellt worden—im Zusammenhang bebauten Ortsteil nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB.

Zum anderen handelt es sich vorliegend zwar nicht um eine „Baulücke“, da das Baufens

ter—jedenfalls zum ganz überwiegenden Teil— bereits bebaut ist. Die Regelung, die er

sichtlich auf Neubauten zugeschnitten ist, .muss aber entsprechend angewendet werden,

wenn ein bereits bebauter Bereich betroffen ist. Der Verordnungsgeber ist offenbar davon

ausgegangen, dass bei der Bebauung einer Baulücke die Gefährdungslage nicht weiter

erhöht wird oder die bereits bestehende Gefährdungslage der Bebauung nicht entgegen

stehen soll, wenn der Waldabstand von benachbarten baulichen Anlagen bereits unter

schritten wird. Erst Recht muss dies gelten, wenn es sich nicht um eine bislang unbebaute

Fläche (,‚Baulücke“) handelt, sondern der in Rede stehende Bereich bereits bebaut ist

(vgl. zur Nutzungsänderung: OVG Greifswald, Urt. v. 28.06.2006—2 L 120/05—, Rn. 30,

juris).

Für die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind nach den Festsetzungen des Be

bauungsplans Nebengebäude zulässig. Insoweit liegen die Tatbestandsvoraussetzungen

für die Erteilung einer Ausnahme vom Waldabstand nach § 2 Nr. 1 WAbstVO M-V vor.
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Die Gewährung von Ausnahmen vom Waldabstand ist bei der maßgeblichen prognosti

schen Betrachtung zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses auch nicht aus Ermessens

gründen von vornherein nach ausgeschlossen. Zutreffend ist allerdings die Auffassung

der Antragsgegnerin, dass es sich bei den Entscheidungen über Ausnahmen nach den

Vorschriften der Waldabstandsverordnung um solche handelt, die im pflichtgemäßen Er

messen der zuständigen Behörde stehen (vgl. OVG Greifswald, Urt. v. 28.06.2006—2 L

120105—, Rn. 34, juris). Soweit die Antragsgegnerin in diesem Zusammenhang auf das

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 29. April 1964—1 C 30.62 — verweist, folgt hie

raus nichts anderes. Das Bundesverwaltungsgericht ist in dieser Entscheidung auf Art. 14

Abs. 1 Satz 2 GG eingegangen und auf die Anforderungen, die an Inhalts- und Schran

kenbestimmungen zu stellen sind. Es hat deutlich gemacht, dass sich der Gesetzgeber

der ihm obliegenden Regelung insoweit nicht enthalten und stattdessen die Bestimmung

des Eigentumsinhaits dem Ermessen der Verwaltung anheimgeben darf (vgl. BVerwG,

Urt. v. 29.04.1964 —1 C 30.62—, Rn. 9, juris). Ein solcher Fall ist hier jedoch nicht gege

ben. Vielmehr stellt bereits § 20 Abs. 1 Satz 1 LWaIdG eine zulässige Inhalts- und

Schrankenbestimmung dar (vgl. OVG Greifswald, Beschl. v. 29.01.2003—2 M 179/02-,

juris Rn. 15). Abweichungen von dieser Vorschrift aufgrund der Waldabstandsverordnung,

bei denen es um die Lockerung dieser Eigentumsbindung geht, können in das Ermessen

der Aufsichtsbehörde gestellt werden. Sie dienen dazu, eine unverhältnismäßige Belas

tung des Eigentümers real zu vermeiden und die Privatnützigkeit des Eigentümers so weit

wie möglich zu erhalten (vgl. BVerfG, Beschl. v. 02.03.1999—1 BvL 7/91 -‚ BVerfGE 100,

226, juris Rn. 94; BVerfG, Nichtannahmebeschluss v. 06.09.2005 — 1 BvR 1161/03 -‚ juris

Rn. 24).

Die Erteilung einer Ausnahme war nicht aufgrund von Ermessensgesichtspunktenvon

vornherein ausgeschlossen mit der Folge, dass die Gemeinde bei prognostischer Be

trachtung von einer Vollzugsunfähigkeit der Bauleitplanung ausgehen musste. Dabei

kommt es nicht auf die konkreten Bauvorhaben der Grundstückseigentümerin und damit

nicht darauf an, ob der von ihr gestellte Antrag auf Erteilung eine~ Bauvorbescheides oder

die von ihr im Freistellungsverfahren angezeigten Änderungen genehmigungsfähig sind.

Denn vorliegend handelt es sich nicht um einen vorhabenbezogenen, sondern um einen

Angebotsbebauungsplan. Vielmehr geht es darum, ob bei abstrakter Betrachtung eine

Umsetzung der Bauleitplanung deshalb ausgeschlossen ist, weil hierfür eine Ausnahme

erteilung unter keinem Gesichtspunkt in Betracht kommt. Dies ist nicht der Fall. Soweit die

Antragstellerin auf Gefahren eingeht, die vom Wald auf bauliche Anlagen und deren Nut-
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zer ausgehen, sihd diese zwar nicht von der Hand zu weisen. Sie treten jedoch üblicher

weise bei einer Lückenbebauung auf, für die der Verordnungsgeber gerade eine Privile

gierung vorgesehen hat. Die Antragstellerin ist zwar der Auffassung, dass hier aufgrund

der Hanglage und der vorherrschenden Windbedingungen die besonders große Gefahr

besteht, dass Bäume auf bauliche Anlagen stürzen könnten. Zutreffend ist insoweit, dass

diese Gefahren einem konkreten Bauvorhaben möglicherweise entgegen gehalten wer

den könnten. Dass wegen dieser eefahren eine Umsetzung der Bauleitplanung in jedem

Fall ausgeschlossen ist kann der Senat hingegen nicht drkennen. Vielmehr erscheint es

denkbar, dass durch den Inhalt der Baugenehmigung zusätzlichen Gefahren, die etwa

durch eine Nutzungsintensivierung hervorgerufen werden, ausreichend Rechnung getra

gen werden kann (vgl. hierzu auch OVG Greifswald, Urt. v. 28.06.2006—2 L 120/05—,

Rn. 35, juris). Soweit die Antragstellerin auf Gefahren eingeht, die von den Bewohnern

des Plangebiets auf den Wald ausgehen — etwa Brandgefahren — oder auf die Anforde

rungen an die Einhaltung an die Verkehrssicherungspflicht bei der Bewirtschaftung des

Waldes, gilt nichts anderes. Auch insoweit kann der Senat nicht erkennen, dass diese

Gesichtspunkte einer Umsetzung des Bebauungsplans von vorneherein entgegen stehen.

Aufgrund derselben Erwägungen ist auch die Erteilung einer Ausnahme für Nebenanla

gen außerhalb der Baugrenzen nicht von vornherein nach ausgeschlossen.

2. Der Bebauungsplan ist nicht erforderlich im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB, weil er

einer städtebaulichen Planungskonzeption entbehrt und ersichtlich der Förderung von Zie

len dient, für deren Verwirklichung die Planungsinstrumente des Baugesetzbuches nicht

bestimmt sind. Hiervon ist auszugehen, wenn eine Planung lediglich dazu dient, private

Interessen zu befriedigen. Andererseits liegt auf der Hand, dass eine Planung, die durch

hinreichende städtebauliche Gründe getragen und deshalb im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz

1 BauGB erforderlich ist, auch privaten Interessen dienen und durch private Interessen-

träger angestoßen sein kann. Die Erford~rlichkeit der Planung ist allerdings zu verneinen,

wenn eine positive städtebauliche Zielsetzung nur vorgeschoben wird, um in Wahrheit

andere alsstädtebauliche Ziele zu verfolgen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 30.12.2009—4 BN

13/09—, Rn. 11, juris).

Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Der Senat berücksichtigt dabei, dass sich die

Frage der Erforderlichkeit im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB maßgeblich nach der

jeweiligen planerischen Konzeption bestimmt. Welche städtebaulichen Ziele die Gemein

de sich setzt, liegt in ihrem planerischen Ermessen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 11.05.1999—



-19- 3K296/15

4 BN 15199—, Rn. 3 f., juris). Er übersieht auch nicht, dass § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB mit

den oben dargestellten Anforderungen hinsichtlich der Erforderlichkeit der Bauleitplanung

eine erste, wenn auch strikt bindende Schranke setzt, die lediglich grobe und einigerma

ßen offensichtliche Missgriffe ausschließt (vgl. BVerwG, Urt. v. 27.03.2013—4 C 13/11 —‚

Rn. 9, juris).

Einen solchen groben, offensichtlichen Missgriff stellt die vorliegende Bauleitplanung je

doch dar. Sie wird von keiner erkennbaren Konzeption unter Berücksichtigung der Leit

funktion des Bebauungsplanes getragen, sondern dient allein dem Zweck, unter Umge

hung der Erfordernisse des Landeswaldgesetzes das Interesse der Grundstückseigentü

merin an einer intensiveren Bebauung des Plangebiets zu befriedigen. Bei dem angefoch

tenen Bebauungsplan handelt es sich damit um eine reine Gefälligkeitsplanung zugunsten

der Grundstückseigentümerin, ohne dass eine städtebauliche Zielsetzung, die sich aus

dem Entwicklungsauftrag und Ordnungsauftrag der Gemeinde herleiten ließe, erkennbar

wird. Vielmehr liegt das Ziel der Antragsgegnerin dafür, für das Plangebiet ein sonstiges

Sondergebiet mit einer großen Anzahl an zulässigen Nutzungen auszuweisen, allein da

rin, eine bislang wegen des fehlenden Einverständnisses der Antragstellerin nicht zulässi

ge Erweiterung des baulichen Bestandes zu Gunsten des Grundstückseigentümers zu

legalisieren. Die Interessen der Grundstückseigentümerin sind damit nicht nur Anstoß der

Verwirklichung eines städtebaulichen Konzepts, was im Sinne des Gebots der Erforder

lichkeit unbedenklich wäre. Diese privaten Interessen stellen vielm~hr den einzigen Grund

für die Ausweisung des sonstigen Sondergebiets dar. Ein städtebauliches Konzept, wel

ches die Antragsgegnerin mit der Bauleitplanung verfolgt, ist nicht im Ansatz erkennbar

und lässt sich auch der Begründung des Bebauungsplans nicht entnehmen. Die Ausfüh

rungen unter Ziff. 1.2.1) der Begründung des Bebauungsplans bestätigen hingegen die

ses Ergebnis. Danach war Anlass der Planung der Umstand, dass der Antrag auf Ertei

lung einer Baugenehmigung (richtig allerdings: eines Bauvorbescheides) wegen der Un

terschreitung des Waldabstandes abgelehnt wurde. Soweit unter Ziff. 1.2.2) als Planungs

ziel eine Nachverdichtung angegeben wird, handelt es sich vorliegend lediglich um einen

inhaltsleeren Begriff, ohne dass im Ansatz eine städtebauliche Zielsetzung dargestellt

wird.

3. Ohne dass es hierauf noch ankommt, weist der Senat darauf hin, dass auch Bedenken

gegen die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans wegen der Ausweisung des sonstigen

Sondergebiets mit der Kombination von Dauer- und Ferienwohnnutzung bestehen. Auf die
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Neufassung des § 11 BauNVO ab dem 13. Mai2017 kommt es insoweit vorliegend nicht

an (vgl. BVerwG, Urt. v. 18.10.2017—4 C 5/16—, BVerwGE 160, 104, Rn. 12; BVerwG,

Urt. v. 27.03.2014—4 CN 3.13—, BVerwGE 149, 229.—, juris; OVG Greifswald, Urt. v.

27.09.2017—3 K 28/14—, juris).

Die Festsetzungsrnöglichkeiten aus den Katalogen der Baugebietsvorschriften lassen sich

nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts nicht beliebig kombinieren.

Auch für § 11 BauNVO a.F. gilt, dass die Vorschrift nicht zur Festsetzung von Mischgebie

ten besonderer Art ermächtigt. Ein „Nutzungsmix außerhalb der Möglichkeiten der §~ 2

bis 10 BauNVO ist aber zulässig, wenn sich die Verträglichkeit der Nutzungen aus den

Regelungen der Baunutzungsverordnung herleiten lässt. Da sich die Gebietsverträglich

keit nach der Zweckbestinimung der Baugebiete beurteilt, widerspricht eine Mischung von

Nutzungen jedenfalls dann den städtebaulichen Vorstellungen de~ Verordnungsgebers,

wenn die Nutzungen jeweils die allgemeine Zweckbestimmung eines Baugebiets charak

terisieren und sich darin nicht decken oder überschneiden. Davon ist das Bundesverwal

tungsgericht ausgegangen, wenn ein Bebauuhgsplan einen Nutzungsmix aus dauerndem

Wohnen und der Nutzung von Wochenendhäusern im Sinne von § 10 Abs. 3 BauNVO

festsetzt (vgl. BVerwG, Urt. v. 11.07.2013—4 ON 7/12—, BVerwGE 147, 136ff., juris Rn.

12). Für eine Ferienhausnutzung im Sinne von § 10 Abs. 4 BauNVO gilt nichts anderes

(vgl. BVerwG, Beschl. v. 12.06.2018—4 BN 28/17—, Rn. 10, juris), Aus diesen Erwägun

gen, denen sich der Senat in der Vergangenheit angeschlossen hat (vgl. OVG Greifswald,
Urt. v. 04.04.2017—3 K 58/16—, Rn. 27, juris; OVG Greifswald, Beschl. v. 27.09.2017—3

K 28/14—, Rn. 40ff., juris), könnte folgen, dass die Kombination einer Dauer- und Ferien

wohnnutzung nicht zulässig ist. Zwar hat das Bundesverwaltungsgericht deutlich ge

macht, dass ein dauerhaftes Wohnen und die Nutzung von Ferienwohnungen jedenfalls

dann in einem sonstigen Sondergebiet kombiniert werden können, wenn die Nutzungen in

einem Gebäude stattfinden (vgl. BVerwG, Urt. v. 18.10.2017—4 C 5/16—, BVerwGE 160,

104ff., Rn. 28; BVerwG, Urt. v. 18.10.2017—4CN 6/17—, Rn. 27,juris; BVerwG, Beschl.

v. 12.06.2018—4 BN 28/17—, Rn. 10, juris; BVerwG, Urt. v. 21.06.2018—4 CN 8/17—,

Rn. 11, juris). Ein solcher Fall ist hier jedoch nicht gegeben.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154.Abs. 1 VwGO, die über diä vorläufige Vollstreck

barkeit beruht auf § 167 VwGO i.V.m. § 708 ZPO.
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Die Revision war nicht zuzulassen, da keiner der Gründe des § 132 Abs. 2 VwGO vor

liegt.

Rechtsmittelbelehrung:

Die Nichtzulassung der Revision kann innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Ur

teils beim Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-Vorpommern, Domstraße 7, 17489

Greifswald, durch Beschwerde schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der

Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver

kehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach - Elektronischer-

Rechtsverkehr-Verordnung (ERW) vom 24.11.2017 EBGBI. 12017,3803] angefochten

werden. Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Die Beschwerde ist

innerhalb von zwei Monaten nach der Zustellung dieses Urteils zu begründen. Die Be

gründung ist bei dem Oberverwaltungsgericht einzureichen. In der Begründung der Be

schwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Ent

scheidung, von der das Urteil abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden.

Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevoll

mächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren

vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Die Beteiligten müssen sich durch

Bevollmächtigte im Sinne von § 67 Abs. 4 Sätze 3 bis 6 VwGO vertreten lassen. Ein Be

teiligter, der nach Maßgabe der Sätze 3, 5 und 6 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich

selbst vertreten.

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen

zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich

durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit

Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen

Rechts einschließlich der ~on ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten

Zusammenschlüsse vertreten lassen.

Prof. Dr. Sauthoff Friesecke Grotelüschen
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